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Gesetz
zur Stirkung von Zukunftsinvestitionen
und Zukunftsvorsorge

Vom 19. Juni 2019

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Anderung des Gesetzes
iber das ,,Sondervermégen fiir den Ausbau
von hochleistungsfahigen Datentibertragungsnetzen
und fiir Digitalisierungsmafinahmen”

Das Gesetz tiber das ,,Sondervermogen fiir den Ausbau von
hochleistungsfdhigen Datentibertragungsnetzen und fir Digi-
talisierungsmafinahmen® vom 20. Juni 2018 (Nds. GVBL. S. 120)
wird wie folgt gedndert:

1. § 3 Satz 1 erhalt folgende Fassung:

»'Das Land fithrt dem Sondervermégen im Haushaltsjahr
2018 und im Haushaltsjahr 2019 jeweils einen Betrag in
Hohe von 500 000 000 Euro durch Umbuchung aus dem
Bestand der allgemeinen Riicklage zu.”

2. §6 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 1 werden nach der Angabe ,§ 4“ die Angabe
,Satz 1“ eingefiigt sowie die Worte ,dafiir eingerichte-
ten“ durch das Wort ,betreffenden®, das Wort , Landes-
haushalts” durch die Worte ,Haushaltsplans des Lan-
des” und das Wort ,,veranschlagt” durch das Wort ,,aus-
gewiesen” ersetzt.

b) In Satz 2 werden nach dem Wort ,dirfen“ die Worte
,im Haushaltsjahr 2018“ eingeftigt.

c) Es wird der folgende Satz 3 angefiigt:

,JAbweichend von Satz 1 diirfen im Haushaltsjahr
2019 fir Mafinahmen nach § 4 Satz 1 bereits auf der
Grundlage des § 5 bis zur Hohe des nach § 3 Satz 1
dem Sondervermogen im Haushaltsjahr 2019 zuge-
fithrten Betrags Ausgaben geleistet und Verpflichtun-
gen eingegangen werden, auch soweit im betreffenden
Kapitel des Haushaltsplans des Landes (§ 8 Satz 2) Er-
maéchtigungen in entsprechender Hohe nicht ausgewie-
sen sind.”

Artikel 2

Anderung des Gesetzes tiber das ,,.Sondervermogen
zur Nachholung von Investitionen
bei den Hochschulen in staatlicher Verantwortung*”

Das Gesetz iiber das ,,Sondervermogen zur Nachholung von
Investitionen bei den Hochschulen in staatlicher Verantwor-
tung” vom 16. Mai 2017 (Nds. GVBL. S. 153), zuletzt gedndert
durch Artikel 9 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (Nds.
GVBL S. 317), wird wie folgt gedndert:

1. § 3 wird wie folgt gedndert:
a) Satz 1 erhilt folgende Fassung:

,'Das Land fithrt dem Sondervermégen im Haushalts-
jahr 2017 einen Betrag in H6he von 750 000 000 Euro,
im Haushaltsjahr 2018 einen Betrag in Hohe von
300 000 000 Euro und im Haushaltsjahr 2019 einen
Betrag in Hohe von 150 000 000 Euro jeweils durch
Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen Riick-
lage zu.”

b) In Satz 2 werden die Worte ,diesen Betrag” durch die
Worte ,,die Betrdge nach Satz 1“ ersetzt.

2. § 4 wird wie folgt gedndert:
a) Es wird der folgende neue Satz 2 eingefiigt:

,‘Der dem Sondervermégen nach § 3 Satz 1 im Haus-
haltsjahr 2019 zuzuftiihrende Betrag darf nur fiir Inves-
titionen nach § 2 Nr. 1 verwendet werden.“

b) Die bisherigen Sitze 2 und 3 werden Séatze 3 und 4.
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3. In § 6 Abs. 1 Satz 1 wird der Klammerzusatz ,,(§ 8 Satz 2)“
durch den Klammerzusatz ,,(§ 11 Satz 2)“ ersetzt.

4. In § 9 Satz 3 wird die Angabe ,Satz 3“ durch die Angabe
»Satz 4 ersetzt.

Artikel 3

Gesetz tiber das ,Sondervermogen
zur Forderung von Krankenhausinvestitionen®

§1
Errichtung

'Das Land Niedersachsen errichtet ein zweckgebundenes,
nicht rechtsfihiges ,,Sondervermégen zur Forderung von Kran-
kenhausinvestitionen®. *Das Sondervermégen ist von dem {ib-
rigen Vermogen des Landes getrennt zu halten.

§2

Zweck des Sondervermogens
Das Sondervermogen dient dazu, Mittel zur Forderung von

1. Maflnahmen nach § 9 des Krankenhausfinanzierungsge-
setzes (KHG), die die Voraussetzungen nach § 12 a Abs. 1
Sitze 3 bis 5 KHG erfiillen, und

2. Mafinahmen nach § 9 Abs. 1 KHG zur Verbesserung der
Strukturen in Krankenh&usern, die fir die Sicherung der
stationdren medizinischen Versorgung der Bevolkerung
von besonderer Bedeutung sind,

bereitzustellen und mehrjihrig zu sichern.

§3

Finanzierung
'Dem Sondervermogen fliefen als Einnahmen zu

1. vom Land im Haushaltsjahr 2019 eine Zuftihrung in Héhe
von 200 000 000 Euro durch Umbuchung aus dem Bestand
der allgemeinen Riicklage,

2. die dem Land vom Bund zugeteilten Fordermittel nach
§ 12 a KHG,

3. von den Landkreisen und kreisfreien Stadten die von ihnen
nach Satz 2 in Bezug auf Mafinahmen nach § 2 Nr. 1 auf-
zubringenden Finanzierungsmittel,

4. von den Landkreisen und kreisfreien Stadten die von ihnen
nach § 2 Abs. 1 Satz 1 des Niedersidchsischen Kranken-
hausgesetzes (NKHG) in Bezug auf Mafinahmen nach § 2
Nr. 2 aufzubringenden Finanzierungsmittel sowie

5. von Krankephaustréigern die zu erstattenden Fordermittel,
die wegen Uberzahlung oder nicht zweckentsprechender
Verwendung zuriickzuzahlen sind.

*Hinsichtlich der Férderung von Mafinahmen nach § 2 Nr. 1
beteiligen sich die Landkreise und kreisfreien Stiddte abwei-
chend von § 2 NKHG stets mit einem Anteil in Hohe von
40 Prozent an der vom Land nach § 12 a Abs. 3 Nr. 2 KHG zu
tragenden Ko-Finanzierung. *Die von den Landkreisen und kreis-
freien Stddten nach Satz 1 Nrn. 3 und 4 zu leistenden Zahlun-
gen erfolgen in den Jahren 2020 bis 2023 in vier gleichen
Teilbetrdgen.
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§4
Zweckbindung

'Die Mittel nach § 3 Satz 1 Nr. 1 sowie entsprechende Mit-
tel nach § 3 Satz 1 Nr. 5 sind vorrangig zur Finanzierung von
MaBnahmen nach § 2 Nr. 1 sowie im Ubrigen zur Finanzie-
rung von Maflnahmen nach § 2 Nr. 2 zu verwenden. *Die Mit-
tel nach § 3 Satz 1 Nrn. 2 und 3 sowie entsprechende Mittel
nach § 3 Satz 1 Nr. 5 diirfen nur zur Finanzierung von Maf-
nahmen nach § 2 Nr. 1 verwendet werden. ®*Die Mittel nach
§ 3 Satz 1 Nr. 4 sowie entsprechende Mittel nach § 3 Satz 1
Nr. 5 diirfen nur zur Finanzierung von Mafinahmen nach § 2
Nr. 2 verwendet werden. *Ein Rechtsanspruch auf eine Finan-
zierung aus dem Sondervermogen besteht nicht.

§5

Fordervoraussetzungen

Uber die im Krankenhausfinanzierungsgesetz und im Nie-
dersdchsischen Krankenhausgesetz geregelten Voraussetzun-
gen fir eine Forderung hinaus ist Voraussetzung fiir eine
Finanzierung aus dem Sondervermégen fiir Mafinahmen nach
§2Nr. 1

1. ein Antrag des Krankenhaustrdgers bei der zustindigen
Stelle des Landes auf Bewilligung von Férdermitteln nach
§ 12 a KHG,

2. das Vorliegen der dem Antrag des Landes beim Bundesver-
sicherungsamt beizuftigenden Unterlagen und Nachweise
uber die Erfiillung der Voraussetzungen des § 12 a KHG
sowie

3. ein Bescheid des Bundesversicherungsamtes tiber die be-
willigten Mittel.

§6

Bewirtschaftung

'Ausgaben fiir Mafinahmen nach § 2 diirfen nur geleistet
und entsprechende Verpflichtungen nur eingegangen werden,
soweit jeweils Erméchtigungen im betreffenden Kapitel des
Haushaltsplans des Landes (§ 8 Satz 2) ausgewiesen sind.
“Abweichend von Satz 1 diirfen im Haushaltsjahr 2019 fiir
Mafinahmen nach § 2, die vor der Bewilligung der Férderung
dem Ausschuss fiir Haushalt und Finanzen des Niederséchsi-
schen Landtages zur Kenntnis gegeben wurden, Verpflichtun-
gen bis zur Hohe von insgesamt 200 000 000 Euro eingegan-
gen werden.

§7
Verwaltung

'Das Sondervermégen wird von dem fiir Gesundheit zustdn-
digen Ministerium verwaltet. *Dieses kann die Verwaltung
ganz oder teilweise auf die NBank tibertragen.

§8
Ubersicht und Nachweis
Fiir jedes Haushaltsjahr wird eine Ubersicht iiber die Ein-

nahmen, Ausgaben und Verpflichtungsermachtigungen des
Sondervermdogens erstellt. *Diese Ubersicht ist Bestandteil des

Haushaltsplans des Landes und wird als Kapitel 5054 im Ein-
zelplan 05 ausgewiesen. *Am Schluss eines jeden Haushalts-
jahres wird der Haushaltsrechnung des Landes ein Nachweis
iber die Einnahmen und Ausgaben sowie den Bestand des
Sondervermogens beigefiigt.

§9

Auflésung des Sondervermogens

Das Sondervermogen gilt als aufgelost, wenn der Bestand
vollstdndig entsprechend der Zweckbindung verausgabt wurde.

Artikel 4

Anderung des Gesetzes iiber ein Sonderprogramm
zur Wirtschaftsforderung des Landes Niedersachsen

§ 4 des Gesetzes iiber ein Sonderprogramm zur Wirtschafts-
forderung des Landes Niedersachsen in der Fassung vom
16. Oktober 1997 (Nds. GVBL. S. 431), zuletzt gedndert durch
Artikel 6 des Gesetzes vom 17. Dezember 2009 (Nds. GVBI.
S. 491), wird wie folgt gedndert:

1. Absatz 1 wird wie folgt geédndert:
a) Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
b) Es werden die folgenden Sétze 2 und 3 angefugt:

»’Im Haushaltsjahr 2019 wird dem Sondervermdgen
zusétzlich ein Betrag in Héhe von 100 000 000 Euro
durch Umbuchung aus dem Bestand der allgemeinen
Rucklage zugefiihrt; dieser Betrag darf nur fiir Maf-
nahmen nach § 2 Abs. 1 Nrn. 6 bis 8 verwendet
werden. *Er darf im Haushaltsjahr 2019 in Héhe von
400 000 Euro fiir sdchliche Verwaltungsausgaben, in
Hohe von 59 600 000 Euro fiir Zuweisungen an Ge-
meinden und Gemeindeverbidnde und in Hohe von
40 000 000 Euro fiir Zuschiisse an private Unterneh-
men verausgabt werden; die Ausgaben sind gegenseitig
deckungsfihig.”

2. Absatz 2 wird gestrichen.
3. Die bisherigen Absétze 3 und 4 werden Absétze 2 und 3.

Artikel 5

Anderung des Niedersdchsischen
Wohnraumférdergesetzes

§ 13 des Niedersdchsischen Wohnraumfordergesetzes vom
29. Oktober 2009 (Nds. GVBL. S. 403), gedandert durch Artikel 1
des Gesetzes vom 23. Juli 2014 (Nds. GVBL. S. 208), wird wie
folgt gedndert:

1. Am Ende der Nummer 8 wird das Wort ,,und“ durch ein
Komma ersetzt.

2. Am Ende der Nummer 9 wird der Punkt durch das Wort
und® ersetzt.

3. Es wird die folgende Nummer 10 angefiigt:

,10. im Haushaltsjahr 2019 durch Umbuchung aus dem
Bestand der allgemeinen Riicklage ein Betrag in
Hohe von 400 000 000 Euro.*
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Artikel 6

Anderung des Niedersichsischen
Versorgungsriicklagengesetzes

§ 6 des Niedersdchsischen Versorgungsriicklagengesetzes
vom 16. November 1999 (Nds. GVBL. S. 388), zuletzt gedndert
durch Artikel 11 des Gesetzes vom 20. Dezember 2016 (Nds.
GVBL. S. 308), wird wie folgt gedndert:

1. Der bisherige Wortlaut wird Satz 1.
2. Es wird der folgende Satz 2 angefiigt:

,Im Haushaltsjahr 2019 wird dem Sondervermégen ein
Betrag in Hohe von 100 000 000 Euro durch Umbuchung
aus dem Bestand der allgemeinen Riicklage zugefiihrt.”

Artikel 7

Inkrafttreten
Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.
Hannover, den 19. Juni 2019
Die Prasidentin des Niedersichsischen Landtages
Gabriele Andretta
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.
Der Niedersichsische Ministerprisident

Stephan Weil
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Gesetz

zur Anderung des Niedersichsischen
Abgeordnetengesetzes

Vom 19. Juni 2019

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Das Niedersdchsische Abgeordnetengesetz in der Fassung
vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBL. S. 129), zuletzt gedndert durch
Artikel 7 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (Nds. GVBI.
S. 317), wird wie folgt gedndert:

1. § 7 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 1 a Satz 2 Nr. 6 werden die Worte ,,des ge-
samten Verbraucherpreisindexes” durch die Worte ,,dem
gesamten Verbraucherpreisindex” ersetzt.

b) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 1 wird die Angabe ,Entgeltgruppe 9 Fall-
gruppe 3“ durch die Angabe ,Entgeltgruppe 9 a“
ersetzt. c)

,’Ist ein Abgeordneter bei einem privaten Krankenver-
sicherungsunternehmen versichert, so werden auch die
aus eigenen Mitteln geleisteten Beitrage fiir Angehori-
ge, die bei entsprechender Anwendung des § 10 des
Fiinften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) tiber den
Abgeordneten versichert waren, nach Satz 2 bertick-
sichtigt. “Bei einem privaten Krankenversicherungsun-
ternehmen Versicherte erhalten hochstens den Betrag,
der sich bei Zugrundelegung der Hélfte des Beitragssat-
zes nach § 243 Satz 3 SGB V zuziiglich der Hélfte des
durchschnittlichen Zusatzbeitragssatzes nach § 242 a
SGBV ergibt, und bei der Pflegeversicherung hochs-
tens die Hélfte des Hochstbeitrages der sozialen Pflege-
versicherung.”

Der bisherige Satz 3 wird Satz 5.

bb) In Satz 2 wird die Angabe ,nicht erhohten Stufe 4 3. In§ 14 Abs. 1 wird die Angabe ,,und 2“ gestrichen.

der Entgeltgruppe 9 Fallgruppe 3“ durch die Anga-

be ,,Stufe 5 der Entgeltgruppe 9 a“ ersetzt. 4. In§17 Abs. 1 Satz 1 werden die Worte ,,sonstiger selbstan-

2. §13 Abs. 1 wird wie folgt gedndert:

a) In Satz 2 werden nach dem Wort ,,zahlen“ das Komma
und die Worte ,bei der Krankenversicherung jedoch

diger und nichtselbstdndiger” durch die Worte ,,selbsténdi-
ger und sonstiger nichtselbstandiger” ersetzt.

5. § 24 Abs. 1 Satz 5 erhilt folgende Fassung:

hochstens die Hilfte des in § 243 Satz 3 des Funften ,’Bei der entsprechenden Anwendung von § 13 Abs. 1
Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB V) festgelegten Bei- Satz 4 tritt der Beitragssatz nach § 241 SGB V an die Stelle
tragssatzes und bei der Pflegeversicherung hochstens des Beitragssatzes nach § 243 Satz 3 SGB V.“

die Halfte des Hochstbetrages der sozialen Pflegeversi-
cherung” gestrichen.

b) Es werden die folgenden neuen Sitze 3 und 4 einge-

Artikel 2

fugt: Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in Kraft.

Hannover, den 19. Juni 2019

Die Prasidentin des Niedersichsischen Landtages

Gabriele Andretta

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersichsische Ministerprasident

Stephan Weil
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Niedersichsisches Gesetz
iiber die Anpassung der Besoldung und der
Versorgungsbeziige in den Jahren 2019 bis 2021
sowie zur Anderung besoldungs- und versorgungsrechtlicher Vorschriften

Vom 20. Juni 2019

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

Niedersachsisches Besoldungs- und
Versorgungsanpassungsgesetz 2019/2020/2021
(NBVAnpG 2019/2020/2021)

§1
Geltungsbereich

Dieses Gesetz regelt die Erhchung der Besoldung und der
Versorgungsbeziige der Beamtinnen und Beamten des Landes,
der Kommunen des Landes sowie der sonstigen der Aufsicht
des Landes unterstehenden Korperschaften, Anstalten und
Stiftungen des 6ffentlichen Rechts sowie der Richterinnen und
Richter des Landes mit Wirkung vom 1. Mérz 2019, 1. Mérz
2020 und 1. Mérz 2021; ausgenommen ist die Entschadigung
der Ehrenbeamtinnen und Ehrenbeamten sowie der ehren-
amtlichen Richterinnen und Richter.

§2

Erhohung der Besoldung
und der Versorgungsbeziige im Jahr 2019

(1) Um 3,16 Prozent werden mit Wirkung vom 1. Mirz
2019 erhoht

1. die Grundgehaltssédtze nach den Anlagen 5 und 16 des
Niedersdchsischen Besoldungsgesetzes (NBesG) vom 20.
Dezember 2016 (Nds. GVBI. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember
2018 (Nds. GVBI. S. 317; 2019 S. 13), mindestens jedoch
um einen Betrag in Hohe von 100 Euro,

2. der Familienzuschlag mit Ausnahme der Erh6hungsbe-
tréage fur die Besoldungsgruppe A 5 nach Anlage 7 NBesG,

3. die Amtszulagen nach Anlage 8 NBesG,
4. die allgemeine Stellenzulage nach Anlage 10 NBesG,

5. die Betrdge der Mehrarbeitsvergiitung nach Anlage 13
NBesG,

6. die Ober- und Untergrenzen der Grundgehaltsspannen
des Auslandszuschlags nach Anlage 14 NBesG,

7. die Grundgehaltssitze (Gehaltssitze)

a) in den fortgeltenden Besoldungsordnungen und Besol-
dungsgruppen der Hochschullehrerinnen und Hoch-
schullehrer,

b) in den Regelungen tiber kiinftig wegfallende Amter,

8. die Hochstbetrige fiir Sondergrundgehalter und Zuschiis-
se zum Grundgehalt sowie festgesetzte Sondergrundge-
hilter und Zuschiisse nach fortgeltenden Besoldungsord-
nungen der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer,

9. die in festen Betrdgen ausgewiesenen Zuschiisse zum
Grundgehalt nach den Nummern 1 und 2 und die allge-
meine Stellenzulage nach Nummer 2 b der Vorbemerkun-
gen der Anlage II des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis
zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung vom 3. Dezem-
ber 1998 (BGBL. I S. 3434), zuletzt gedndert durch Artikel 8
des Gesetzes vom 20. Dezember 2001 (BGBI. I S. 3926),

10. die Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsemp-
fangern zustehenden Zuschldge nach den §§ 58 bis 61
des Niedersdchsischen Beamtenversorgungsgesetzes in
der Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBL. S. 73), zuletzt
gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember
2018 (Nds. GVBL. S. 317; 2019 S. 13),
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11. die fur Versorgungsempfingerinnen und Versorgungs-
empfinger mafigeblichen Uberleitungszulagen nach Arti-
kel 14 § 1 Abs. 1 des Reformgesetzes vom 24. Februar
1997 (BGBL. I S. 322), gedndert durch Artikel 17 des Ge-
setzes vom 19. Februar 2006 (BGBL. I S. 334),

12. die far Versorgungsempfingerinnen und Versorgungs-
empfinger mafigeblichen Bemessungsgrundlagen der Zu-
lagen, Aufwandsentschddigungen und anderen Beziige
nach Artikel 14 § 5 des Reformgesetzes,

13. die fur Versorgungsempfingerinnen und Versorgungs-
empfanger mafigeblichen Ausgleichszulagen nach § 13
des Bundesbesoldungsgesetzes in der bis zum 31. August
2006 geltenden Fassung vom 6. August 2002 (BGBL. I S.
3020), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Abs. 4 des Geset-
zes vom 12. Juli 2006 (BGBI. I S. 1466),

14. die fur Versorgungsempfingerinnen und Versorgungs-
empfianger mafigeblichen Amtszulagen nach §42 des
Bundesbesoldungsgesetzes in der in Nummer 13 genann-
ten Fassung,

15. die fiir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger mafigeblichen Stellenzulagen nach Nummer 27
der Vorbemerkungen der Anlage I des Bundesbesoldungs-
gesetzes in der in Nummer 13 genannten Fassung und
nach Nummer 6 der Anlage 1 des Niedersdchsischen Be-
soldungsgesetzes in der bis zum 31. Dezember 2016 gel-
tenden Fassung vom 7. November 2008 (Nds. GVBL. S. 334),
zuletzt gedndert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 17. De-
zember 2015 (Nds. GVBL. S. 423), und

16. die fur Versorgungsempfingerinnen und Versorgungs-
empfianger mafigeblichen Ausgleichszulagen nach Num-
mer 3 der Vorbemerkungen der Anlage 1 des Niedersich-
sischen Besoldungsgesetzes in der in Nummer 15 ge-
nannten Fassung.

(2) Um 50 Euro werden mit Wirkung vom 1. Médrz 2019 die
Anwirtergrundbetrage nach Anlage 15 NBesG erhoht.

(3) 'Die Erhéhung nach Absatz 1 Nrn. 1 bis 9 gilt entspre-
chend fir Versorgungsempfangerinnen und Versorgungsemp-
fanger, deren Versorgungsbeziigen eine Grundvergiitung
zugrunde liegt. 2Satz 1 gilt fiir Empfingerinnen und Empfan-
ger von Versorgungsbeziigen der weggefallenen Besoldungs-
gruppe A 1 und der ab 1. Mirz 2019 wegfallenden Besol-
dungsgruppen A 2 bis A 4 entsprechend. *Versorgungsbeziige,
deren Berechnung ein Ortszuschlag nach dem Bundesbesol-
dungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden Fassung
nicht zugrunde liegt, werden ab 1. Mérz 2019 um 3,06 Pro-
zent erhoht, wenn der Versorgungsfall vor dem 1. Juli 1997
eingetreten ist. *Satz 3 gilt entsprechend fiir

1. Hinterbliebene von vor dem 1. Juli 1997 vorhandenen Ver-
sorgungsempfangerinnen und Versorgungsempfingern
und

2. Versorgungsbeziige, die in festen Betrdgen festgesetzt sind.

Bei Versorgungsempfingerinnen und Versorgungsempfin-
gern, deren Versorgungsbeziigen ein Grundgehalt der Besol-
dungsgruppe A 1 bis A 8 zugrunde liegt, vermindert sich das
Grundgehalt um 63,12 Euro, wenn ihren ruhegehaltfihigen
Dienstbeziigen die Stellenzulage nach Nummer 27 Abs. 1
Buchst. a oder b der Vorbemerkungen der Anlage I zum Bun-
desbesoldungsgesetz in der bis zum 30. Juni 1997 geltenden
Fassung bei Eintritt in den Ruhestand nicht zugrunde gelegen
hat.
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§3

Erhohung der Besoldung
und der Versorgungsbeziige im Jahr 2020

(1) "Um 3,2 Prozent werden mit Wirkung vom 1. Mérz 2020
die sich aus § 2 Abs. 1 ergebenden Beziigebestandteile und die
Versorgungsbeziige nach § 2 Abs. 3 Sitze 1 und 2 erhoht. *Die
Versorgungsbeziige, die sich aus § 2 Abs. 3 Sitze 3 und 4 erge-
ben, werden ab 1. Mérz 2020 um 3,1 Prozent erhoht. *Das sich
aus § 2 Abs. 3 Satz 5 ergebende Grundgehalt vermindert sich
ab 1. Mirz 2020 um 65,14 Euro.

(2) Um 50 Euro werden mit Wirkung vom 1. Mérz 2020 die
Anwiértergrundbetrdge nach Anlage 15 NBesG erhoht.

§4

Erhohung der Besoldung
und der Versorgungsbeziige im Jahr 2021

'Um 1,4 Prozent werden mit Wirkung vom 1. Mérz 2021
die sich aus § 2 Abs. 1 ergebenden Beziigebestandteile und die
Versorgungsbeziige nach § 2 Abs. 3 Sitze 1 und 2 erhéht. *Die
Versorgungsbeziige, die sich aus § 2 Abs. 3 Sdtze 3 und 4 erge-
ben, werden ab 1. Mirz 2021 um 1,3 Prozent erhéht. *Das sich
aus § 2 Abs. 3 Satz 5 ergebende Grundgehalt vermindert sich
ab 1. Méarz 2021 um 66,05 Euro.

Artikel 2

Anderung des Niedersichsischen Besoldungsgesetzes

Das Niedersdchsische Besoldungsgesetz vom 20. Dezember
2016 (Nds. GVBL. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018 (Nds. GVBI.
S.317;2019 S. 13), wird wie folgt gedndert:

1. In § 23 Abs. 1 Nr. 1 wird die Angabe ,,A 4 durch die An-
gabe ,, A 5“ ersetzt.

2. In § 47 Abs. 4 Satz 3 wird die Angabe ,,A 2“ durch die An-
gabe ,,A 5“ ersetzt.

3. §50 Abs. 1 Satz 5 wird gestrichen.

4. In § 63 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe ,,A 2“ durch die An-
gabe ,,A 5“ ersetzt.

5. Es wird der folgende § 75 angefiigt:

»$ 75

Uberleitung von Beamtinnen und Beamten
in Amtern der Besoldungsgruppe A 4

Beamtinnen und Beamte, die am 28. Februar 2019 und
dariiber hinaus ein Amt der Besoldungsgruppe A 4 inne-
hatten, werden in das Amt der Besoldungsgruppe A 5 (An-
lage 1) iibergeleitet, dessen Amtsbezeichnung derjenigen
ihres bisherigen Amtes entspricht.”

6. Die Anlage 1 (zu § 5 Abs. 3, §§ 22, 23 Abs. 3, § 24 Abs. 4
sowie den §§ 37 und 39) wird wie folgt gedndert:

a) Die Besoldungsgruppe A 4 wird gestrichen.
b) Die Besoldungsgruppe A 5 wird wie folgt gedndert:

aa) Bei den Amtern ,Gestiitoberwiérterin, Gestiitober-
wirter und ,,Oberamtsmeisterin, Oberamtsmeis-
ter” wird jeweils die Fufnotenbezeichnung ,,°)* an-
gefugt.

bb) Nach der Fufinote 5 wird die folgende Fufinote 6
angefugt:

%) Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1
fir Beamtinnen und Beamte, denen das Amt ab
dem 1. Mérz 2019 verliehen wurde oder wird.“

c) In der Besoldungsgruppe A 6 wird bei den Fufinoten 1
und 4 jeweils die Angabe , A 4 bis A 6“ durch die Anga-
be ,A 5 und A 6 ersetzt.

d) In der Besoldungsgruppe A 13 werden bei dem Amt
,Realschullehrerin, Realschullehrer in dem Funkti-
onszusatz ,,— mit der Lehrbefdhigung fiir das Lehramt
an Realschulen bei einer dieser Lehrbefdhigung ent-
sprechenden Verwendung und bei Wahrnehmung her-
ausgehobener Tétigkeiten —“ nach dem Wort ,,mit“ die
Worte ,,der Lehrbefdhigung fiir das Lehramt an Haupt-
und Realschulen oder” eingefiigt und die Worte ,,bei ei-
ner dieser Lehrbefdhigung entsprechenden Verwen-
dung” gestrichen.

e) Die Besoldungsgruppe A 14 wird wie folgt gedndert:

aa) Bei dem Amt ,Seminarkonrektorin, Seminarkon-
rektor” wird nach der Angabe ,Realschulen®)” die
Fufinotenbezeichnung ,,*)* durch die Fufinotenbe-
zeichnung ,%) ersetzt.

bb) Die Fufinote 3 erhélt folgende Fassung:

») Mit der Lehrbefihigung fiir das Lehramt an
Grundschulen, der Lehrbefihigung fiir das
Lehramt an Grund- und Hauptschulen, der
Lehrbeféhigung fiir das Lehramt an Haupt- und
Realschulen, der Lehrbefdhigung fiir das Lehr-
amt an Realschulen, der Lehrbefdhigung fiir
das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschu-
len oder der Lehrbefdhigung fiir das Lehramt
fir Sonderpéadagogik.”

f) Die Besoldungsgruppe A 15 wird wie folgt gedndert:

aa) Beidem Amt ,Seminarrektorin, Seminarrektor” wird
nach dem Wort ,Realschulen” die Fufnotenbe-
zeichnung ,*)* durch die Fufinotenbezeichnung
,3)¢ ersetzt.

bb) Die Fufinote 2 erhélt folgende Fassung:

»2) Mit der Lehrbefihigung fiir das Lehramt an
Grundschulen, der Lehrbefihigung fiir das
Lehramt an Grund- und Hauptschulen, der
Lehrbeféhigung fiir das Lehramt an Haupt- und
Realschulen, der Lehrbefihigung fiir das Lehr-
amt an Realschulen, der Lehrbefahigung fiir
das Lehramt an Grund-, Haupt- und Realschu-
len oder der Lehrbefihigung fiir das Lehramt
fiir Sonderpiadagogik.”

g) Bei den kiinftig wegfallenden Amtern werden die Be-
soldungsgruppen A 2 und A 3 gestrichen, in der Besol-
dungsgruppe A 5 die Amter ,Amtsmeisterin, Amts-
meister?)“, ,,Gestiitwérterin, Gestiitwérter*)“ und ,,Haupt-
aufseherin, Hauptaufseher?)“ eingefiigt und nach der
Fufinote 3 die folgende Fuinote 4 angefugt:

Y Als erstes Einstiegsamt der Laufbahngruppe 1 fiir
Beamtinnen und Beamte, denen das Amt vor dem
1. Mérz 2019 verliehen wurde.”

. Inder Anlage 2 (zu § 5 Abs. 3, § 22 Abs. 1, § 24 Abs. 4 und

§ 37) wird in der Besoldungsgruppe B 2 bei dem Amt , Ab-
teilungsdirektorin, Abteilungsdirektor” der Funktionszusatz
,— als allgemeine Vertreterin oder allgemeiner Vertreter
der Direktorin oder des Direktors der Polizeiakademie
Niedersachsen —“ gestrichen.

. Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 erhalten

folgende Fassung:



Nds. GVBI. Nr. 9/2019, ausgegeben am 27. 6. 2019

€8'/6¢ /. | 6£°050 /. | 962089 | 61'GGG9 | 20'80€9 | ¥S'0909 | SZ°1SL S 91 Vv
/88YS9 | L6'VEE9 | ¥6'02L 9 | /6'906G | 20°€69G | €064V G | LO'LLCS SV
162646 | 1€'GE9G | LL'€/VG | 86°0LES | 08°8VL G | 29986 | Ge'ev. ¥ | OL'00G ¥ | 98°9G¢ ¥ 148
¥8°'ceZ G | 82801 G | L2'€86 ¥ | G9'8G8 1 | 6G'€EL¥ | 06809V | v6'0C2V ¥ | 9¢€'€€C ¥ | 92°GV0 ¥ cLv
9/'90L v | €6'06S ¥V | €L'G.V ¥ | 0¢€'6SE v | ¢S'eve v | 0L°22L ¥ | 86°€S6 € | €2°08L€ | 95'909 € LV
2L'€9Z ¥ | 09°99L ¥ | L¥'690 ¥ L€2/6€ | 02'G/8¢€ | 20'8/.€ | €€2€9¢€ | 09'98¥ € | 06°0VEE | 6286l € LY
12'028¢€ | 06'GeL€ | C¢Lle9¢€ | 2e'9es¢e | ¢S'ivv e | ee662¢€ | 822olL € | Z2/20€ | 0£'e68¢ | S9'€08¢C oLv

9/°86€ € | 9v'eze e | 9L'9vz € Le'viL € | 8l'coLe | Lg'z66¢C | v2'ce8¢ | L2'/8.¢2 | 1€289¢ | 08°219¢C 6V

6161 € | Y29zl € | 99°090¢€ | €L'G66¢C | 9G'626¢C | 8L'1€8¢C | ¥8'c€LC | 06'Ve9¢ | GL'9eS ¢ | LGS0V C 8V

88016 ¢ | ¥0°'988¢C | €2°l€8¢ | ¥V'9L2¢C | 196692 | ¥6'C29¢C | 8L'9¥S¢Z | S¥'69rV C | 69'Cc6E C | 68°LEEC LV

¥9'9€2¢ | 196792 | 89'VL9¢ | 69°€5G¢C | 89¢6¥ ¢ LL'lev e | €2'0/e¢C | vL'60€C | viL8YC 2 9V

86'009¢ | €0°1SS¢ | 8v'sevr 2 | €6'6E¥C | 8€'v8E Z | ¥8'82E€ ¢ | 0€‘€LzcZ | 08°1L02 ¢ SV

zl Ll 0l 6 8 L 9 g v g 4 | addnib
@jn)yssbuniyejlg -sbunp

alyer { aynig af yozsbuniyepg [ alyer ¢ aimg of yazsbuniyeug [ alyer g ainms of yezsbuniyeng -|josag

(g€ pun gz §§ usp amos | 'sqy GZ § ‘Z "sqv /L § nz)

G obejuy”

¥ pun M ‘g ‘v uabBunupliosBunpjosag 1ap azjess)jeyabpunlio

(oing ui ebenagsieuoy)

6102 Z/8IN "1 e Baino
v BunupiosBunpjosag °|

116



Nds. GVBI. Nr. 9/2019, ausgegeben am 27. 6. 2019

67'G6G 01 8y

€280 0l LY

26185 6 9y

v.°1.06 SR

8v'1€G 8 7y

25090 8 €y

1882¢ /L | 91'v20L | 8€'6L89 | L9V9S 9 | 68'60€9 | LL'GS09 | L¥'008S | 89'G¥S G | 16°062G | 8L'9€0 G ¢y
016129 | ¥€'v9¥ 9 | 196029 | €8'VS6G | LL'00LS | VvE'GPY G | 09°06L G | 28'GE6 ¥ | 60°L8I Y | ¥E'9CY ¥ | 6G'LZE ¥ R=|
zl Ll ol 6 8 . 9 g 4 g Z | addnib
@jnyssbuniye}lg -sbunp

alyer ¢ ajnig af yezsbunuyepg -|losag

6102 z/e "I ge BnIno

Yy Bunupiosbunpjosag ¥

G9'L0L €1 oL4

€6'92L L1 649

6%°G6G 0l 8d

€2'8.0 01 ,d

26185 6 9d

v.'1.06 ¢d

8v°'1€G 8 ¥ g

25090 8 cd

€6'019 2 cd

96'G2y 9 | 216906 G | G0°2SS ¥ /8'8¥S 9 | g

M ZM L M addnibsbunpjosag addnibsbunpjoseg

6102 ZIBIN "L qe bnino
M BunupiosBunplosag ‘¢

6102 /8N 'L qe Buno
g Bunupaosbunpjosag 'z

117



Nds. GVBI. Nr. 9/2019, ausgegeben am 27. 6. 2019

Giiltig ab 1. Marz 2019
Familienzuschlag

Anlage 7
(zu § 34 Satz 3)

(Monatsbetrage)
Stufe 1 Stufe 2
(§ 35 Abs. 1) (§ 35 Abs. 2)

Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 132,72 Euro 251,86 Euro
ubrige Besoldungsgruppen 139,38 Euro 258,52 Euro
Bei mehr als einem bertcksichtigungsfahigen Kind erhdht sich der Familienzuschlag

fur das zweite berlcksichtigungsfahige Kind um 119,14 Euro,

fur das dritte und jedes weitere beriicksichtigungsfahige Kind um 326,25 Euro.
Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppe A 5
In der Besoldungsgruppe A 5 erhdht sich der Familienzuschlag wie folgt:
1. in Stufe 2 fir das bertcksichtigungsfahige Kind um 5,11 Euro,
2. in Stufe 3 und den folgenden Stufen sowie in den Fallen des § 35 Abs. 3

a) fur das erste berticksichtigungsfahige Kind 5,11 Euro,

b) fiir jedes weitere berlcksichtigungsfahige Kind 15,34 Euro.
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Gltig ab 1. Marz 2019

Hohe der Amtszulagen

Anlage 8
(zu § 37)

Giiltig ab 1. Marz 2019

Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrage in Euro
1. Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 40,49
A5 4,5 74,67
A6 5 40,49
A7 7 50 % des jeweiligen
Unterschiedsbetrages
zum Grundgehalt der
Besoldungsgruppe A 8
A9 1,3,6 301,39
A12 5 175,05
A12 7 80,98
A13 1,8,9 306,27
A 13 6 210,00
A13 7 175,05
A 13 11 98,80
A14 2 210,00
A 15 1 210,00
A 16 3 234,83
Kiinftig wegfallende Amter
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 74,67
A6 1 40,49
A9 2 301,39
A 10 1 140,00
A 10 4 137,21
A12 1 80,98
A 13 1,3 306,27
A 13 4 140,00
2. Besoldungsordnung B
Besoldungsgruppe FuBnote
B9 1 861,88
3. Besoldungsordnung R
Besoldungsgruppe FuBlnote
R1 1 bis 4 232,15
R2 1bis 5,7 232,15
R3 1,2 232,15
Anlage 10

(zu den §§ 38 und 44 Abs. 2)

Hoéhe der Allgemeinen Stellenzulage

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

monatlich anzurechnende Betrage in Euro
in den Fallen des § 44 Abs. 2 Satz 2

Anlage 9

Nummer 1
Buchstabe a
Buchstabe b

Nummern 2 bis 4

21,66
84,80

94,25

0,00
63,14
94,25
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Anlage 12
(zu § 39)
Giiltig ab 1. Mérz 2019
Hohe der besonderen Stellenzulagen
Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrage
in Euro
Anlage 11
Nummer 1
Die Zulage betrégt fiir Beamtin-
nen und Beamte in den Besol-
dungsgruppen
A5 115,04
A6bisA9 153,39
A 10 und hoher 191,73
Nummer 2
Die Zulage betrdgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 3 Abs. 1
Nr. 1 368,13
Nr. 2 294,50
Nummer 4 102,26
Nummer 5 Abs. 1 95,53
Nummer 5 Abs. 2
Die Zulage betrédgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 6 Abs. 1
Die Zulage betrdgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 66,87
von zwei Jahren 133,75
Nummer 7 Abs. 1
Die Zulage betrégt in der
Laufbahngruppe 1 17,05
Laufbahngruppe 2 38,35
Nummer 8 38,35
Nummer 10 Abs. 1
Die Zulage betrégt
a) fur Richterinnen, Richter,
Staatsanwaltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt tibertragen ist,
der Besoldungsgruppe(n)
R1 242,89
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R8 397,38
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Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrige
in Euro
b) fiir Richterinnen, Richter,
Staatsanwiéltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt nicht tiber-
tragen ist, der Besoldungs-
gruppe(n)
R1 235,86
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R 8 397,38
Nummer 11 Abs. 1
Die Zulage betrigt
fiir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
A13 181,54
A14,A15,B1 235,86
A 16,B2bisB 4 292,66
B5bisB7 355,51
B 8 bisB 10 423,91
Nummer 11 Abs. 2
Die Zulage betrigt 260,00
Nummer 11 Abs. 3
Die Zulage betrédgt, wenn
ein Amt ausgetibt wird
der Besoldungsgruppe
R1 226,00
R2 252,00
Nummer 12 Abs. 1
Die Zulage betrigt 51,13
Nummer 12 Abs. 2
Die Zulage betragt 76,69
Nummer 12 Abs. 3 und 4
Die Zulage betrégt 150,00
Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe Fufinote
A9 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 9
A 10 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 10
A11 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 11
A13 12 47,27
A 14 4 47,27
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Gltig ab 1. Méarz 2019

Mehrarbeitsvergiitung

Anlage 13
(zu § 47 Abs. 6)

Beamtinnen und Beamte Euro
der Besoldungsgruppen je Zeitstunde
A5bisA8 15,58
A9bisA12 21,37
A 13 bis A 16 29,47
Beamtinnen und Beamte Euro

im Schuldienst

je Unterrichtsstunde

1.

Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den
Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 12 zugeordnet ist

24,67

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet ist

29,26

. sonstige Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung,

die den Zugang fur das erste Einstiegsamt
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fach-
richtung Bildung eréffnet

19,88

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das zweite Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung eréffnet

34,18
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Gultig ab 1. Marz 2019

Anlage 17
(zu § 68 Abs. 4)

Hohe der Stellenzulagen und Zulagen

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

Bundesbesoldungsordnung C
(in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung)

Vorbemerkungen

Nummer 2 b 94,25
Nummer 3
Die Zulage betragt
fir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
C1 181,54
C2 235,86
C3undC4 292,66
Nummer 5
Die Zulage betragt,
wenn ein Amt ausgeubt wird
der Besoldungsgruppe R 1 226,00
der Besoldungsgruppe R 2 252,00
Besoldungsgruppe FuBnote
C2 1 104,32
Artikel 3

Weitere Anderung des Niedersichsischen

Besoldungsgesetzes

Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 des Nie-
dersdchsischen Besoldungsgesetzes vom 20. Dezember 2016
(Nds. GVBL. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt gedndert durch
Artikel 2 dieses Gesetzes, erhalten folgende Fassung:
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Giiltig ab 1. Marz 2020
Familienzuschlag

Anlage 7
(zu § 34 Satz 3)

(Monatsbetrage)
Stufe 1 Stufe 2
(§ 35 Abs. 1) (§ 35 Abs. 2)

Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 136,98 Euro 259,93 Euro
ubrige Besoldungsgruppen 143,84 Euro 266,79 Euro
Bei mehr als einem bertcksichtigungsfahigen Kind erhdht sich der Familienzuschlag

fur das zweite berucksichtigungsfahige Kind um 122,95 Euro,

fur das dritte und jedes weitere beriicksichtigungsfahige Kind um 336,69 Euro.
Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppe A 5
In der Besoldungsgruppe A 5 erhdht sich der Familienzuschlag wie folgt:
1. in Stufe 2 fir das bertcksichtigungsfahige Kind um 5,11 Euro,
2. in Stufe 3 und den folgenden Stufen sowie in den Fallen des § 35 Abs. 3

a) fur das erste berticksichtigungsfahige Kind 5,11 Euro,

b) fiir jedes weitere berlcksichtigungsfahige Kind 15,34 Euro.
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Gltig ab 1. Marz 2020

Hohe der Amtszulagen

Anlage 8
(zu § 37)

Giiltig ab 1. Marz 2020

Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrage in Euro
1. Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 41,79
A5 4,5 77,06
A6 5 41,79
A7 7 50 % des jeweiligen
Unterschiedsbetrages
zum Grundgehalt der
Besoldungsgruppe A 8
A9 1,3,6 311,03
A12 5 180,65
A12 7 83,57
A13 1,8,9 316,07
A 13 6 216,72
A13 7 180,65
A 13 11 101,96
A14 2 216,72
A 15 1 216,72
A 16 3 242,34
Kiinftig wegfallende Amter
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 77,06
A6 1 41,79
A9 2 311,03
A 10 1 144,48
A 10 4 141,60
A12 1 83,57
A 13 1,3 316,07
A 13 4 144,48
2. Besoldungsordnung B
Besoldungsgruppe FuBnote
B9 1 889,46
3. Besoldungsordnung R
Besoldungsgruppe FuBlnote
R1 1 bis 4 239,58
R2 1bis 5,7 239,58
R3 1,2 239,58
Anlage 10

(zu den §§ 38 und 44 Abs. 2)

Hoéhe der Allgemeinen Stellenzulage

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

monatlich anzurechnende Betrage in Euro
in den Fallen des § 44 Abs. 2 Satz 2

Anlage 9

Nummer 1
Buchstabe a
Buchstabe b

Nummern 2 bis 4

22,35
87,51

97,27

0,00
65,16
97,27
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Anlage 12
(zu § 39)
Giiltig ab 1. Mérz 2020
Hohe der besonderen Stellenzulagen
Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrage
in Euro
Anlage 11
Nummer 1
Die Zulage betrégt fiir Beamtin-
nen und Beamte in den Besol-
dungsgruppen
A5 115,04
A6bisA9 153,39
A 10 und hoher 191,73
Nummer 2
Die Zulage betrdgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 3 Abs. 1
Nr. 1 368,13
Nr. 2 294,50
Nummer 4 102,26
Nummer 5 Abs. 1 95,53
Nummer 5 Abs. 2
Die Zulage betrédgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 6 Abs. 1
Die Zulage betrdgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 66,87
von zwei Jahren 133,75
Nummer 7 Abs. 1
Die Zulage betrégt in der
Laufbahngruppe 1 17,05
Laufbahngruppe 2 38,35
Nummer 8 38,35
Nummer 10 Abs. 1
Die Zulage betrégt
a) fur Richterinnen, Richter,
Staatsanwaltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt tibertragen ist,
der Besoldungsgruppe(n)
R1 242,89
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R8 397,38
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Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrige
in Euro
b) fiir Richterinnen, Richter,
Staatsanwiéltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt nicht tiber-
tragen ist, der Besoldungs-
gruppe(n)
R1 235,86
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R 8 397,38
Nummer 11 Abs. 1
Die Zulage betrigt
fiir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
A13 181,54
A14,A15,B1 235,86
A 16,B2bisB 4 292,66
B5bisB7 355,51
B 8 bisB 10 423,91
Nummer 11 Abs. 2
Die Zulage betrigt 260,00
Nummer 11 Abs. 3
Die Zulage betrédgt, wenn
ein Amt ausgetibt wird
der Besoldungsgruppe
R1 226,00
R2 252,00
Nummer 12 Abs. 1
Die Zulage betrigt 51,13
Nummer 12 Abs. 2
Die Zulage betragt 76,69
Nummer 12 Abs. 3 und 4
Die Zulage betrégt 150,00
Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe Fufinote
A9 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 9
A 10 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 10
A11 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 11
A13 12 47,27
A 14 4 47,27
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Gltig ab 1. Méarz 2020

Mehrarbeitsvergiitung

Anlage 13
(zu § 47 Abs. 6)

Beamtinnen und Beamte Euro
der Besoldungsgruppen je Zeitstunde
A5bisA8 16,08
A9bisA12 22,05
A 13 bis A 16 30,41
Beamtinnen und Beamte Euro

im Schuldienst

je Unterrichtsstunde

1.

Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den
Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 12 zugeordnet ist

25,46

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet ist

30,20

. sonstige Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung,

die den Zugang fur das erste Einstiegsamt
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fach-
richtung Bildung eréffnet

20,52

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das zweite Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung eréffnet

35,27
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Gultig ab 1. Marz 2020

Anlage 17
(zu § 68 Abs. 4)

Hohe der Stellenzulagen und Zulagen

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

Bundesbesoldungsordnung C
(in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung)

Vorbemerkungen

Nummer 2 b 97,27
Nummer 3
Die Zulage betragt
fir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
C1 181,54
C2 235,86
C3undC4 292,66
Nummer 5
Die Zulage betragt,
wenn ein Amt ausgeubt wird
der Besoldungsgruppe R 1 226,00
der Besoldungsgruppe R 2 252,00
Besoldungsgruppe FuBnote
C2 1 104,32
Artikel 4

Weitere Anderung des Niedersichsischen

Besoldungsgesetzes

Die Anlagen 5, 7, 8, 10, 12, 13, 14, 15, 16 und 17 des Nie-
dersdchsischen Besoldungsgesetzes vom 20. Dezember 2016
(Nds. GVBL. S. 308; 2017 S. 64), zuletzt gedndert durch
Artikel 3 dieses Gesetzes, erhalten folgende Fassung:
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Giltig ab 1. Marz 2021
Familienzuschlag

Anlage 7
(zu § 34 Satz 3)

(Monatsbetrage)
Stufe 1 Stufe 2
(§ 35 Abs. 1) (§ 35 Abs. 2)

Besoldungsgruppen A 5 bis A 8 138,90 Euro 263,57 Euro
ubrige Besoldungsgruppen 145,86 Euro 270,53 Euro
Bei mehr als einem bertcksichtigungsfahigen Kind erhdht sich der Familienzuschlag

fur das zweite berucksichtigungsfahige Kind um 124,67 Euro,

fur das dritte und jedes weitere beriicksichtigungsfahige Kind um 341,40 Euro.
Erhohungsbetrage fiir die Besoldungsgruppe A 5
In der Besoldungsgruppe A 5 erhdht sich der Familienzuschlag wie folgt:
1. in Stufe 2 fir das bertcksichtigungsfahige Kind um 5,11 Euro,
2. in Stufe 3 und den folgenden Stufen sowie in den Fallen des § 35 Abs. 3

a) fur das erste berticksichtigungsfahige Kind 5,11 Euro,

b) fiir jedes weitere berlcksichtigungsfahige Kind 15,34 Euro.
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Giltig ab 1. Marz 2021

Hohe der Amtszulagen

Anlage 8
(zu § 37)

Giiltig ab 1. Méarz 2021

Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrage in Euro
1. Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 42,38
A5 4,5 78,14
A6 5 42,38
A7 7 50 % des jeweiligen
Unterschiedsbetrages
zum Grundgehalt der
Besoldungsgruppe A 8
A9 1,3,6 315,38
A12 5 183,18
A12 7 84,74
A13 1,8,9 320,49
A 13 6 219,75
A13 7 183,18
A 13 11 103,39
A14 2 219,75
A 15 1 219,75
A 16 3 245,73
Kiinftig wegfallende Amter
Besoldungsgruppe FuBnote
A5 1 78,14
A6 1 42,38
A9 2 315,38
A 10 1 146,50
A 10 4 143,58
A12 1 84,74
A 13 1,3 320,49
A 13 4 146,50
2. Besoldungsordnung B
Besoldungsgruppe FuBnote
B9 1 901,91
3. Besoldungsordnung R
Besoldungsgruppe FuBlnote
R1 1 bis 4 242,93
R2 1bis 5,7 242,93
R3 1,2 242,93
Anlage 10

(zu den §§ 38 und 44 Abs. 2)

Hoéhe der Allgemeinen Stellenzulage

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

monatlich anzurechnende Betrage in Euro
in den Fallen des § 44 Abs. 2 Satz 2

Anlage 9

Nummer 1
Buchstabe a
Buchstabe b

Nummern 2 bis 4

22,66
88,74

98,63

0,00
66,08
98,63
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Anlage 12
(zu § 39)
Guiltig ab 1. Mérz 2021
Hohe der besonderen Stellenzulagen
Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrige
in Euro
Anlage 11
Nummer 1
Die Zulage betrégt fiir Beamtin-
nen und Beamte in den Besol-
dungsgruppen
A5 115,04
A6bisA9 153,39
A 10 und hoher 191,73
Nummer 2
Die Zulage betrédgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 3 Abs. 1
Nr. 1 368,13
Nr. 2 294,50
Nummer 4 102,26
Nummer 5 Abs. 1 95,53
Nummer 5 Abs. 2
Die Zulage betrédgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 63,69
von zwei Jahren 127,38
Nummer 6 Abs. 1
Die Zulage betrédgt nach einer
Dienstzeit
von einem Jahr 66,87
von zwei Jahren 133,75
Nummer 7 Abs. 1
Die Zulage betrégt in der
Laufbahngruppe 1 17,05
Laufbahngruppe 2 38,35
Nummer 8 38,35
Nummer 10 Abs. 1
Die Zulage betrédgt
a) fur Richterinnen, Richter,
Staatsanwaltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt tibertragen ist,
der Besoldungsgruppe(n)
R1 242,89
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R 8 397,38
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Dem Grunde nach geregelt in Monatsbetrige
in Euro
b) fiir Richterinnen, Richter,
Staatsanwiéltinnen und
Staatsanwilte, denen ein
Richteramt nicht tiber-
tragen ist, der Besoldungs-
gruppe(n)
R1 235,86
R2bisR 4 292,66
R5bisR7 355,51
R 8 397,38
Nummer 11 Abs. 1
Die Zulage betragt
fiir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
A13 181,54
A14,A15,B1 235,86
A 16,B2bisB 4 292,66
B5bisB7 355,51
B8 bisB 10 423,91
Nummer 11 Abs. 2
Die Zulage betrigt 260,00
Nummer 11 Abs. 3
Die Zulage betrédgt, wenn
ein Amt ausgetibt wird
der Besoldungsgruppe
R1 226,00
R2 252,00
Nummer 12 Abs. 1
Die Zulage betréigt 51,13
Nummer 12 Abs. 2
Die Zulage betrégt 76,69
Nummer 12 Abs. 3 und 4
Die Zulage betragt 150,00
Besoldungsordnung A
Besoldungsgruppe Fufinote
A9 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 9
A 10 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 10
A1l 1 8 % des End-
grundgehalts
der Besoldungs-
gruppe A 11
A 13 12 47,27
A 14 4 47,27
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Gltig ab 1. Marz 2021

Mehrarbeitsvergiitung

Anlage 13
(zu § 47 Abs. 6)

Beamtinnen und Beamte Euro
der Besoldungsgruppen je Zeitstunde
A5bisA8 16,31
A9bisA12 22,36
A 13 bis A 16 30,84
Beamtinnen und Beamte Euro

im Schuldienst

je Unterrichtsstunde

1.

Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den
Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 12 zugeordnet ist

25,82

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das erste Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung erdéffnet, wenn dieses Einstiegsamt
der Besoldungsgruppe A 13 zugeordnet ist

30,62

. sonstige Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung,

die den Zugang fur das erste Einstiegsamt
der Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fach-
richtung Bildung eréffnet

20,81

. Lehrkrafte mit einer Lehrbefahigung, die den

Zugang fur das zweite Einstiegsamt der Lauf-
bahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Bildung eréffnet

35,76
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Gultig ab 1. Marz 2021

Anlage 17
(zu § 68 Abs. 4)

Hohe der Stellenzulagen und Zulagen

Dem Grunde nach geregelt in

Monatsbetrage in Euro

Bundesbesoldungsordnung C

(in der bis zum 22. Februar 2002 geltenden Fassung)

Vorbemerkungen
Nummer 2 b
Nummer 3
Die Zulage betragt
fir Beamtinnen und Beamte
der Besoldungsgruppe(n)
C1
C2
C3undC4
Nummer 5
Die Zulage betragt,
wenn ein Amt ausgeubt wird
der Besoldungsgruppe R 1
der Besoldungsgruppe R 2
Besoldungsgruppe
C2

FuBRnote
1

98,63

181,54
235,86
292,66

226,00
252,00

104,32°".
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Artikel 5

Anderung des Niedersichsischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Das Niedersdchsische Beamtenversorgungsgesetz in der
Fassung vom 2. April 2013 (Nds. GVBL. S. 73), zuletzt gedn-
dert durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. Dezember 2018
(Nds. GVBL. S. 317; 2019 S. 13), wird wie folgt gedndert:

1.
2.

10.

11.

12.

140

§ 2 Nr. 7 wird gestrichen.

In § 5 Abs. 6 Satz 1 Halbsatz 2 werden die Worte ,,in der
Besoldungsordnung C“ durch die Worte ,in der Besol-
dungsordnung A, C oder R ersetzt.

§ 16 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
aa) Es wird der folgende neue Satz 6 eingeftigt:

,*Bei der Berechnung nach Satz 5 werden Zeiten
nach § 17 Abs. 2 Satz 1 auch beriicksichtigt,
wenn sie nach anderen Vorschriften ruhegehalt-
fahig sind.”

bb) Der bisherige Satz 6 wird Satz 7.
b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:

aa) In Satz 2 wird die Angabe ,,A 4“ durch die Anga-
be , A 5“ ersetzt.

bb) Die bisherigen Sitze 3 und 4 werden durch den
folgenden neuen Satz 3 ersetzt:

,’Die Sitze 1 und 2 sind in den Fillen des Absat-
zes 2 Satz 1 Nrn. 1 und 2 nicht anzuwenden.”

In § 24 Abs. 1 Satz 2 Halbsatz 2 wird die Angabe ,,Sdtze 3
und 4“ durch die Angabe ,,Satz 3“ ersetzt.

. In § 28 Abs. 1 Satz 3 Halbsatz 1 wird die Angabe ,,Sdtze 1, 2

und 4“ gestrichen.
§ 40 Abs. 3 Satz 3 erhilt folgende Fassung:

,°Es darf nicht hinter 75 Prozent der jeweils ruhegehaltfa-
higen Dienstbeziige aus der Endstufe der Besoldungs-
gruppe A 5 zuriickbleiben.”

. § 60 Abs. 4 erhilt folgende Fassung:

,(4) § 58 Abs. 7 und 8 gilt entsprechend.”

. § 64 wird wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 1 Nrn. 1 und 3 Buchst. b wird jeweils
die Angabe ,,A 4“ durch die Angabe ,,A 5“ ersetzt.

b) In Absatz 3 Satz 2 wird die Angabe ,A 2“ durch die
Angabe , A 5“ ersetzt.

. § 66 Abs. 9 Satz 2 wird wie folgt gedndert:

a) Am Ende der Nummer 2 wird das Wort ,,und“ gestri-
chen.

b) Am Ende der Nummer 3 wird der Punkt durch das
Wort ,,sowie” ersetzt.

c) Es wird die folgende Nummer 4 angefiigt:

4. wird die Mindestunfallversorgung nach § 40 Abs. 3
Satze 2 und 3 nicht gewdhrt, wenn der Ruhe-
standsbeginn oder der Todestag der Beamtin oder
des Beamten nach dem 28. Juni 2019 liegt.“

In § 74 Abs. 2 Satz 1 Nr. 5 werden die Worte ,,in den Fal-
len des § 14 sowie im Rahmen der §§ 58 bis 61“ gestri-
chen.

In § 88 Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe ,,§ 16 Abs. 3 Satze 1
bis 3 und“ durch die Angabe ,,§ 16 Abs. 3 Sitze 1 und 2
sowie" ersetzt.

In § 89 Abs. 2 wird die Angabe ,,§ 16 Abs. 3 Sdtze 1 bis 3“
durch die Angabe ,,§ 16 Abs. 3 Sdtze 1 und 2“ ersetzt.

13.

14.

15.

Dem § 90 a wird der folgende Absatz 5 angeftigt:

,(5) Den ruhegehaltfihigen Dienstbeziigen der Versor-
gungsempfingerinnen und Versorgungsempfinger, fir
die am 31. Dezember 2016 nach Artikel 1 § 2 Abs. 2 oder 3
des Haushaltsstrukturgesetzes vom 18. Dezember 1975
(BGBL.IS. 3091), zuletzt gedndert durch Artikel 15 Abs. 81
des Gesetzes vom 5. Februar 2009 (BGBI. I S. 160), § 40
des Bundesbesoldungsgesetzes in der am 31. Dezember
1975 geltenden Fassung anzuwenden war, liegt abwei-
chend von § 57 Abs. 1 Satz 1 der Familienzuschlag der
Stufe 1 zugrunde.”

Es wird der folgende § 100 angefiigt:

»§ 100
Meldung von Dienstunfalldaten an Eurostat

Die nach der Verordnung (EU) Nr. 349/2011 der Kom-
mission vom 11. April 2011 zur Durchfithrung der Ver-
ordnung (EG) Nr. 1338/2008 des Europdischen Parla-
ments und des Rates zu Gemeinschaftsstatistiken tiber 6f-
fentliche Gesundheit und tiber Gesundheitsschutz und
Sicherheit am Arbeitsplatz betreffend Statistiken tiber Ar-
beitsunfille (ABL. EU Nr. L 97 S. 3) meldepflichtigen Da-
ten tiber Dienstunfille von Beamtinnen und Beamten
werden tiber die Landesunfallkasse gemeldet.”

Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) erhélt folgende Fassung:

»Anlage
(zu den §§ 58 bis 61)

Guiltig ab 1. Mérz 2019

Hohe der Zuschliage nach den §§ 58 bis 61

(1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 Abs. 1 be-
trégt fiir jeden Monat der Kindererziehungszeit 2,75 Euro.

(2) Der Kindererziehungsergdnzungszuschlag nach § 58
Abs. 5 betrégt fur jeden angefangenen Monat, in dem die
darin genannten Voraussetzungen erfillt werden:

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a 0,92 Euro,
2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b 0,70 Euro.

(3) Der Kinderzuschlag nach § 59 betrégt fiir die ersten
36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 1,85 Euro,
fiir weitere Monate 0,92 Euro.

(4) 'Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 betrégt fiir jeden
Kalendermonat der nicht erwerbsméfligen Pflege einer
pflegebediirftigen Person

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 5 des
Elften Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), wenn
die pflegebedtirftige Person

a) ausschlieflich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 2,75 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 2,34 Euro,
c) ausschlieflich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,93 Euro,

2. des Pflegegrades 4 nach §15 Abs.3 Satz4 Nr.4
SGB XI, wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschlieflich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 1,93 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,68 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,35 Euro,

3. des Pflegegrades 3 nach §15 Abs.3 Satz4 Nr.3
SGB XI, wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 1,19 Euro,
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b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,01 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen
nach § 36 SGB XI bezieht: 0,84 Euro,

4. des Pflegegrades 2 nach §15 Abs.3 Satz4 Nr.2
SGB XI, wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefllich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 0,74 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 0,63 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 0,52 Euro.

?Uben mehrere nicht erwerbsmaéfig téitige Pflege-
personen die Pflege gemeinsam aus (Mehrfachpfle-
ge), so sind die Betrdge entsprechend dem nach
§ 44 Abs. 1 Satz 3 SGB XI festgestellten anteiligen
Umfang der jeweiligen Pflegetitigkeit im Verhalt-
nis zum Gesamtaufwand je pflegebediirftiger Per-
son aufzuteilen. *Werden mehrere pflegebediirftige
Personen gepflegt, so ergibt sich die Hohe des Pfle-
gezuschlags jeweils nach den Sétzen 1 und 2, wo-
bei der Pflegezuschlag je Kalendermonat den
Betrag nach Absatz 1 nicht tibersteigen darf.

(5) Der Kinderpflegeergédnzungszuschlag nach § 60
Abs. 3 betragt fiir jeden Kalendermonat der nicht er-
werbsmaéfigen Pflege die Hélfte der in Absatz 4 genann-
ten Betrédge, hochstens jedoch 0,92 Euro.”

Artikel 6

Weitere Anderung des Niedersichsischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) des Niedersdchsischen Be-
amtenversorgungsgesetzes in der Fassung vom 2. April 2013
(Nds. GVBL. S. 73), zuletzt gedndert durch Artikel 5 dieses Ge-
setzes, erhilt folgende Fassung:

»Anlage
(zu den §§ 58 bis 61)

Giiltig ab 1. Mérz 2020

Hohe der Zuschliage nach den §§ 58 bis 61

(1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 Abs. 1 betrdgt
fiir jeden Monat der Kindererziehungszeit 2,84 Euro.

(2) Der Kindererziehungsergdnzungszuschlag nach § 58
Abs. 5 betrégt fur jeden angefangenen Monat, in dem die dar-
in genannten Voraussetzungen erfiillt werden:

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a
2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b

0,95 Euro,
0,72 Euro.

(3) Der Kinderzuschlag nach § 59 betrdgt fir die ersten
36 Monate der Kindererziehungszeit je Monat 1,91 Euro, fir
weitere Monate 0,95 Euro.

(4) "Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 betrégt fiir jeden
Kalendermonat der nicht erwerbsméfigen Pflege einer pflege-
bediirftigen Person

1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 5 des Elften
Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), wenn die pflegebe-
durftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 2,84 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 2,41 Euro,
¢) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,99 Euro,

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 4 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 1,99 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,73 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,39 Euro,

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 3 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 1,23 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,04 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 0,87 Euro,

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 0,76 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 0,65 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 0,54 Euro.

*Uben mehrere nicht erwerbsméfig tétige Pflegepersonen die
Pflege gemeinsam aus (Mehrfachpflege), so sind die Betrdge
entsprechend dem nach § 44 Abs. 1 Satz 3 SGB XI festgestell-
ten anteiligen Umfang der jeweiligen Pflegetatigkeit im Ver-
héiltnis zum Gesamtaufwand je pflegebediirftiger Person auf-
zuteilen. *Werden mehrere pflegebediirftige Personen ge-
pflegt, so ergibt sich die Hohe des Pflegezuschlags jeweils
nach den Sétzen 1 und 2, wobei der Pflegezuschlag je Kalen-
dermonat den Betrag nach Absatz 1 nicht tibersteigen darf.

(5) Der Kinderpflegeergidnzungszuschlag nach § 60 Abs. 3
betragt fiir jeden Kalendermonat der nicht erwerbsmafSigen
Pflege die Hélfte der in Absatz 4 genannten Betrdge, hochstens
jedoch 0,95 Euro.“

Artikel 7

Weitere Anderung des Niedersdchsischen
Beamtenversorgungsgesetzes

Die Anlage (zu den §§ 58 bis 61) des Niedersdchsischen Be-
amtenversorgungsgesetzes in der Fassung vom 2. April 2013
(Nds. GVBL. S. 73), zuletzt gedndert durch Artikel 6 dieses Ge-
setzes, erhélt folgende Fassung:

»Anlage
(zu den §§ 58 bis 61)

Giiltig ab 1. Mérz 2021

Hohe der Zuschliage nach den §§ 58 bis 61

(1) Der Kindererziehungszuschlag nach § 58 Abs. 1 betragt
fiir jeden Monat der Kindererziehungszeit 2,88 Euro.

(2) Der Kindererziehungserganzungszuschlag nach §58
Abs. 5 betrégt fir jeden angefangenen Monat, in dem die dar-
in genannten Voraussetzungen erfiillt werden:

1. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. a
2. im Fall des § 58 Abs. 5 Nr. 1 Buchst. b

0,96 Euro,
0,73 Euro.
(3) Der Kinderzuschlag nach § 59 betrégt fiir die ersten 36

Monate der Kindererziehungszeit je Monat 1,94 Euro, fir wei-
tere Monate 0,96 Euro.

(4) "Der Pflegezuschlag nach § 60 Abs. 1 betrégt fiir jeden
Kalendermonat der nicht erwerbsméfigen Pflege einer pflege-
bediirftigen Person
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1. des Pflegegrades 5 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 5 des Elften
Buchs des Sozialgesetzbuchs (SGB XI), wenn die pflegebe-
diirftige Person

a) ausschlieflich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 2,88 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 2,44 Euro,
c) ausschlieflich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 2,02 Euro,

2. des Pflegegrades 4 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 4 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefilich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 2,02 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,75 Euro,
c) ausschliefilich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 1,41 Euro,

3. des Pflegegrades 3 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 3 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschliefllich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 1,25 Euro,
b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 1,05 Euro,
c) ausschlieflich Pflegesachleistungen

nach § 36 SGB XI bezieht: 0,88 Euro,

4. des Pflegegrades 2 nach § 15 Abs. 3 Satz 4 Nr. 2 SGB XI,
wenn die pflegebediirftige Person

a) ausschlieBSlich Pflegegeld

nach § 37 SGB XI bezieht: 0,77 Euro,

b) Kombinationsleistungen

nach § 38 SGB XI bezieht: 0,66 Euro,
c) ausschlieflich Pflegesachleistungen
nach § 36 SGB XI bezieht: 0,55 Euro.

*Uben mehrere nicht erwerbsmaéfig tétige Pflegepersonen die
Pflege gemeinsam aus (Mehrfachpflege), so sind die Betrdge
entsprechend dem nach § 44 Abs. 1 Satz 3 SGB XI festgestell-
ten anteiligen Umfang der jeweiligen Pflegetétigkeit im Ver-
hiltnis zum Gesamtaufwand je pflegebediirftiger Person auf-
zuteilen. *Werden mehrere pflegebediirftige Personen gepflegt,
so ergibt sich die Hohe des Pflegezuschlags jeweils nach den
Sdtzen 1 und 2, wobei der Pflegezuschlag je Kalendermonat
den Betrag nach Absatz 1 nicht iibersteigen darf.

(5) Der Kinderpflegeerginzungszuschlag nach § 60 Abs. 3
betrdgt fir jeden Kalendermonat der nicht erwerbsméafligen
Pflege die Hélfte der in Absatz 4 genannten Betrdge, hochstens
jedoch 0,96 Euro.“

Artikel 8
Inkrafttreten

(1) Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 1. Méarz 2019 in
Kraft.

(2) Abweichend von Absatz 1 treten
1. Artikel 5 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. Dezember 2011,

2. Artikel 5 Nr. 7 am Tag nach der Verkiindung dieses Geset-
zes,

3. Artikel 5 Nr. 13 mit Wirkung vom 1. Januar 2017,
4. die Artikel 3 und 6 am 1. Mérz 2020 und

5. die Artikel 4 und 7 am 1. Mérz 2021

in Kraft.
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Hannover, den 20. Juni 2019
Die Prisidentin des Niedersichsischen Landtages
Gabriele Andretta
Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.
Der Niedersichsische Ministerprasident

Stephan Weil
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Gesetz
zum Ersten Staatsvertrag zur Anderung des Vertrags
iiber die Errichtung des IT-Planungsrats
und iiber die Grundlagen der Zusammenarbeit
beim Einsatz der Informationstechnologie
in den Verwaltungen von Bund und Lindern —
Vertrag zur Ausfithrung von Artikel 91¢ GG

Vom 20. Juni 2019

Der Niedersédchsische Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen:

Artikel 1

(1) Dem am 15./21. Mérz 2019 unterzeichneten Ersten Staats-
vertrag zur Anderung des Vertrags tiber die Errichtung des IT-
Planungsrats und iiber die Grundlagen der Zusammenarbeit
beim Einsatz der Informationstechnologie in den Verwaltun-
gen von Bund und Liandern — Vertrag zur Ausfiihrung von
Artikel 91c GG — zwischen der Bundesrepublik Deutschland
und den Léndern wird zugestimmt.

(2) Der Staatsvertrag wird nachstehend veroffentlicht.

(3) 'Der Staatsvertrag tritt nach seinem Artikel 3 Abs. 1 Satz 1
am ersten Tag des Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in

dem die letzte Ratifikationsurkunde bei der Staats- oder Se-
natskanzlei des Vorsitzenden der Ministerprdsidentenkonfe-
renz hinterlegt wurde. *Der Tag des Inkrafttretens nach Satz 1
wird im Niedersdchsischen Gesetz- und Verordnungsblatt be-
kannt gemacht.

(4) Wird der Staatsvertrag nach seinem Artikel 3 Abs. 1 Satz 2
gegenstandslos, so wird dies bis zum 30. November 2019 im
Niedersdchsischen Gesetz- und Verordnungsblatt bekannt ge-
macht.

Artikel 2

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkiindung in Kraft.

Hannover, den 20. Juni 2019

Die Prisidentin des Niedersichsischen Landtages

Gabriele Andretta

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkiindet.

Der Niedersachsische Ministerprasident

Stephan Weil
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Erster Staatsvertrag zur Anderung des Vertrags
iiber die Errichtung des IT-Planungsrats
und iiber die Grundlagen der Zusammenarbeit
beim Einsatz der Informationstechnologie
in den Verwaltungen von Bund und Lindern —
Vertrag zur Ausfiithrung von Artikel 91¢ GG

Das Land Baden-Wiirttemberg,
der Freistaat Bayern,
das Land Berlin,
das Land Brandenburg,
die Freie Hansestadt Bremen,
die Freie und Hansestadt Hamburg,
das Land Hessen,
das Land Mecklenburg-Vorpommern,
das Land Niedersachsen,
das Land Nordrhein-Westfalen,
das Land Rheinland-Pfalz,
das Saarland,
der Freistaat Sachsen,
das Land Sachsen-Anhalt,
das Land Schleswig-Holstein und
der Freistaat Thiiringen

sowie die
Bundesrepublik Deutschland (im Weiteren ,,der Bund*“ genannt)

schlieflen nachstehenden Staatsvertrag:

Artikel 1

Anderung des Vertrags
itber die Errichtung des IT-Planungsrats
und iiber die Grundlagen der Zusammenarbeit
beim Einsatz der Informationstechnologie
in den Verwaltungen von Bund und Lindern —
Vertrag zur Ausfiihrung von Artikel 91¢c GG

Der Vertrag tber die Errichtung des IT-Planungsrats und
tber die Grundlagen der Zusammenarbeit beim Einsatz der
Informationstechnologie in den Verwaltungen von Bund und
Liandern — Vertrag zur Ausfithrung von Artikel 91¢ GG vom
20. November 2009 (BGBI. 2010 I S. 662) wird wie folgt gedn-
dert:

1. Der Uberschrift wird folgende Kurzbezeichnung ange-
fagt:

,»(IT-Staatsvertrag)“.

2. Nach der Uberschrift wird folgende Inhaltsiibersicht ein-
geftigt:

JInhaltsiibersicht

Praambel
Abschnitt I Der IT-Planungsrat
§1 Einrichtung, Aufgaben, Beschlussfassung

Abschnitt IT Gemeinsame Standards und Sicherheitsanforderun-
gen, Informationsaustausch

§2 Festlegung von IT-Interoperabilitdts- und IT-
Sicherheitsstandards

§3 Aufgaben im Bereich Verbindungsnetz
§ 4 Informationsaustausch

Abschnitt III Gemeinsame Einrichtung zur Unterstiitzung
des IT-Planungsrats

§5 Errichtung und Aufgaben

§ 6  Tragerschaft, Dienstherrnfdhigkeit, anwendba-
res Recht

§7 Organe

§8 Aufsicht

§9 Finanzierung

§ 10 Unzuldssigkeit eines Insolvenzverfahrens
Abschnitt IV Schlussbestimmungen

§11 Anderung, Kiindigung

§ 12 Inkrafttreten, AuBerkrafttreten, Ubergangsre-
gelung”.
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3. In der Praambel werden im ersten Spiegelstrich die Wor-
ter , Artikel 91c Absatz 1 und Absatz 2 durch die Worter
JArtikel 91c Absatz 1 und 2“ ersetzt.

4. §1 wird wie folgt gedndert:
a) Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
aa) Satz 1 wird wie folgt gedndert:

aaa) In dem Satzteil vor Nummer 1 wird der
Doppelpunkt gestrichen.

bbb) Nach Nummer 2 wird folgende Nummer 3
eingefiigt:

3. koordiniert und unterstiitzt die Zusam-
menarbeit von Bund und Lédndern in
Fragen der Digitalisierung von Verwal-
tungsleistungen;”.

ccc) Die bisherige Nummer 3 wird Nummer 4 und
die Worter ,,die Projekte zu Fragen“ werden
durch die Worter ,,Projekte und Produkte”
ersetzt und die Worter ,,(E-Government-Pro-
jekte)“ werden gestrichen.

ddd) Die bisherige Nummer 4 wird Nummer 5
und die Worter ,,§ 4 dieses Vertrages” wer-
den durch die Angabe ,,§ 3 ersetzt.

bb) Folgender Satz wird angefiigt:

,Der IT-Planungsrat bedient sich zu seiner Unter-
stiitzung nach Mafigabe der §§ 5 bis 10 einer ge-
meinsamen Einrichtung.”

b) In Absatz 7 Satz 1 wird die Angabe ,,11“ durch das Wort
elf“ ersetzt.

5. § 2 wird aufgehoben.

6. § 3 wird § 2 und in Absatz 1 Satz 1 wird der Punkt am
Ende durch die Worter ,,,soweit nicht eine spezialgesetzli-
che Regelungsbefugnis vorliegt.” ersetzt.

7. Der bisherige § 4 wird § 3 und die Angabe ,,Grundgesetz*
wird durch die Worter ,,des Grundgesetzes” ersetzt.

8. Der bisherige § 5 wird § 4.
9. Nach § 4 wird folgender Abschnitt III eingeftigt:

,,Abschnitt III

Gemeinsame Einrichtung
zur Unterstiitzung des IT-Planungsrats

§5
Errichtung und Aufgaben

(1) Die Vertragspartner errichten mit Wirkung zum
1. Januar 2020 eine rechtsfihige Anstalt des 6ffentlichen
Rechts (gemeinsame Anstalt). Sie tragt die Bezeichnung
LFITKO* (Foderale IT-Kooperation) und hat ihren Sitz in
Frankfurt am Main. Die gemeinsame Anstalt hat die Auf-
gabe, den IT-Planungsrat organisatorisch, fachlich und
bei der Wahrnehmung der Aufgaben nach § 1 Absatz 1
zu unterstiitzen. Das Nahere regelt der IT-Planungsrat
durch einstimmigen Beschluss und trifft dabei insbeson-
dere Regelungen zu den Aufgaben, Befugnissen, der Wirt-
schaftsfithrung und Leitung der gemeinsamen Anstalt
und ihrer Organe (Griindungsbeschluss).
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(2) Der Griindungsbeschluss soll vorsehen, dass die ge-
meinsame Anstalt die Aufgaben bestehender Strukturen
fir Projekte und Produkte des IT-Planungsrats iiber-
nimmt. Er kann eine Rechtsnachfolge vorsehen und die
hierzu bestehenden Verwaltungsabkommen aufler Kraft
setzen.

(3) Anderungen des Griindungsbeschlusses bediirfen
der Zustimmung aller Mitglieder des IT-Planungsrats.

(4) Zur Wahrnehmung von Querschnittsaufgaben soll
sich die gemeinsame Anstalt Dritter bedienen.

§6

Tragerschaft, Dienstherrnfdahigkeit,
anwendbares Recht

(1) Trager der gemeinsamen Anstalt sind die Vertrags-
partner zu gleichen Teilen. Die Anteile an der gemeinsa-
men Anstalt sind nicht iibertragbar.

(2) Die gemeinsame Anstalt besitzt Dienstherrnfihigkeit.

(3) Fir die Errichtung und den Betrieb der gemeinsa-
men Anstalt gilt das hessische Landesrecht, soweit in die-
sem Staatsvertrag, im Grundungsbeschluss oder in der
Satzung der gemeinsamen Anstalt nichts anderes be-
stimmt ist. Fiir die Beamten der gemeinsamen Anstalt fin-
det daneben das Beamtenstatusgesetz Anwendung. Fir
die Beschiftigten und Auszubildenden der gemeinsamen
Anstalt gilt der Tarifvertrag fiir den Offentlichen Dienst
des Landes Hessen (TV-H) beziehungsweise der Tarifver-
trag fir Auszubildende des Landes Hessen in Ausbildungs-
berufen nach dem Berufsbildungsgesetz (TVA-H BBiG)
einschlieflich der diese Tarifvertrdge ergdnzenden, &dn-
dernden und ersetzenden Tarifvertrdge in der jeweils gel-
tenden Fassung. Beschiftigte nach Satz 3 konnen in
einem auflertariflichen Beschéftigungsverhaltnis beschaf-
tigt werden, soweit dies fiir die Durchfiihrung der Auf-
gaben erforderlich ist und der Stellenplan eine entspre-
chende Erméchtigung enthalt.

(4) Die gemeinsame Anstalt kann mit Zustimmung des
Sitzlandes Aufgaben der Personalverwaltung und Perso-
nalwirtschaft einschlieflich der Verarbeitung der hierfiir
erforderlichen Personalaktendaten auf Dienststellen des
Sitzlandes tibertragen. Diesen Stellen diirfen personenbe-
zogene Daten der Beschiftigten tibermittelt werden, so-
weit deren Kenntnis zur Erfilllung der tbertragenen
Aufgaben erforderlich ist.

(5) Der Versorgungslastenteilungs-Staatsvertrag tiber die
Verteilung der Versorgungslasten bei bund- und lander-
iibergreifenden Dienstherrenwechseln ist anzuwenden.

§7

Organe

(1) Die gemeinsame Anstalt wird von einem Prasidenten
geleitet und vertreten. Er wird hierbei vom Verwaltungs-
rat beaufsichtigt.

(2) Der IT-Planungsrat nimmt die Funktion des Verwal-
tungsrats wahr. Entscheidungen des IT-Planungsrats, die
er als Verwaltungsrat tiber Angelegenheiten der gemein-
samen Anstalt trifft, erfolgen nach Mafigabe des § 1 Ab-
satz 7 Satz 1, soweit dieser Vertrag oder der Griindungs-
beschluss keine abweichende Regelung enthélt. Handelt
es sich bei diesen Entscheidungen um die Satzung der ge-
meinsamen Anstalt und ihre Anderungen, so sind diese
im elektronischen Bundesanzeiger zu veroffentlichen.

(3) Der Président wird vom IT-Planungsrat fiir die Dauer
von hochstens funf Jahren bestellt. Erneute Bestellungen
sind zulédssig. Der Prasident beruft einen Vertreter fiir den
Fall seiner Abwesenheit.

§8
Aufsicht

Die gemeinsame Anstalt unterliegt der Rechtsaufsicht
der Vertragspartner. Die Rechtsaufsicht wird vom Sitz-
land ausgetibt. Das Sitzland stellt vor der Austibung von
aufsichtlichen Mafinahmen mit den Vertragspartnern
Einvernehmen her, sofern nicht ein Eilfall entgegensteht.
Jeder Vertragspartner kann beim Sitzland aufsichtliche
Mafinahmen beantragen. Zustdndige Stellen fir Angele-
genheiten der Rechtsaufsicht durch die Vertragspartner
sind die Ministerien oder die Behorden, denen die jewei-
ligen Vertreter fur Informationstechnik als Mitglieder des
IT-Planungsrats (§ 1 Absatz 2) angehoren.

§9

Finanzierung

(1) Die gemeinsame Anstalt erhélt zur Erfallung ihrer
Aufgaben von den Vertragspartnern Finanzmittel nach
Mafigabe des Wirtschaftsplans und der jeweiligen Haus-
halte des Bundes und der Lander.

(2) Far die Jahre 2020 bis 2022 verpflichten sich die
Vertragspartner dartiber hinaus, ein Digitalisierungsbud-
get im Umfang von bis zu 180 Millionen Euro zur Verfi-
gung zu stellen. Mit dem Digitalisierungsbudget sollen
Projekte und Produkte fiir die Digitalisierung von Verwal-
tungsleistungen, die auf allen féderalen Ebenen zum Ein-
satz kommen, unterstiitzt werden. Das Digitalisierungs-
budget sowie die daraus zu finanzierenden Projekte und
Produkte werden im Wirtschaftsplan gesondert ausge-
wiesen.

(3) Der Wirtschaftsplan und seine Anderungen werden
durch den IT-Planungsrat gemafl § 1 Absatz 7 beschlos-
sen. Der Wirtschaftsplan sowie eventuelle Anderungen
bediirfen der Zustimmung der Finanzministerkonferenz
und des Bundesministeriums des Innern, fiir Bau und
Heimat im Einvernehmen mit dem Bundesministerium
der Finanzen. Sie sind der Konferenz des Chefs des Bun-
deskanzleramtes mit den Chefs der Staats- und Senats-
kanzleien nach § 1 Absatz 1 Satz 2 vorzulegen.

(4) Die Finanzierung der gemeinsamen Anstalt und ih-
rer Aufgaben erfolgt nach dem Koénigsteiner Schliissel, er-
weitert um einen festen Finanzierungsanteil des Bundes
in Hohe von 25 Prozent, soweit im Wirtschaftsplan fiir
einzelne Projekte oder Produkte keine abweichende Rege-
lung getroffen wird. Das Sitzland trdgt vorweg eine Sitz-
landquote. Diese betrdgt 10 Prozent der Personal- und
Verwaltungskosten der FITKO, ohne die auf das Digitali-
sierungsbudget entfallenden Betrédge. Fir die tiber das Di-
gitalisierungsbudget nach Absatz 2 zu finanzierenden
Projekte und Produkte wird der Konigsteiner Schliissel
mit einem festen Finanzierungsanteil des Bundes in Hohe
von 35 Prozent zugrunde gelegt.

(5) Die Ausfithrung des Wirtschaftsplans steht unter
dem Vorbehalt der jeweiligen haushaltsrechtlichen Er-
maéchtigung der Vertragspartner.

(6) Die Rechnungshofe der Vertragspartner priifen die
Haushalts- und Wirtschaftsfithrung der gemeinsamen
Anstalt.

(7) Die Zuweisung der Finanzmittel aus dem Wirtschafts-
plan fiir das erste Halbjahr 2020 erfolgt zum 2. Januar
2020. Zur Sicherstellung der unterbrechungsfreien Aus-
zahlung der Besoldung der Beamten, die zum 1. Januar
2020 von einem Dienstverhéltnis bei einem der Vertrags-
partner in die gemeinsame Anstalt wechseln, wird der ab-
gebende Vertragspartner die Besoldung fiir den Januar
2020 auszahlen. Er erlangt einen Riickzahlungsanspruch
in voller Hohe der geleisteten Zahlungen gegentiber der
gemeinsamen Anstalt.
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§10

Unzuléssigkeit eines Insolvenzverfahrens

Ein Insolvenzverfahren tber das Vermoégen der ge-
meinsamen Anstalt ist unzuléssig.”

10. Der bisherige Abschnitt III wird Abschnitt IV.
11. Der bisherige § 6 wird § 11 und wie folgt gedndert:

a) In Absatz 2 Satz 2 werden die Worter ,,an die Ge-
schiftsstelle” durch die Worter ,an die gemeinsame
Anstalt” ersetzt.

b) Absatz 3 wird wie folgt gedndert:
aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz eingefiigt:

,Mit Wirksamkeit der Kiindigung endet die Tra-
gerschaft an der gemeinsamen Anstalt.”

bb) In dem neuen Satz 3 wird die Angabe ,,§ 7 Absatz 2
durch die Angabe ,,§ 12 Absatz 2 ersetzt.

c) Folgender Absatz 4 wird angefugt:

,(4) Die gemeinsame Anstalt besteht unter der Tra-
gerschaft der ibrigen Vertragspartner weiter. Zwi-
schen den verbleibenden Vertragspartnern und dem
kiindigenden Vertragspartner wird eine offentlich-
rechtliche Vereinbarung tiber die Auseinandersetzung,
insbesondere tber die Verteilung des Aktivvermogens
sowie die Ubernahme der bestehenden Verbindlich-
keiten und Versorgungslasten, geschlossen. In der
Auseinandersetzungsvereinbarung sind auch die
Konsequenzen fiir das Personal der gemeinsamen An-
stalt zu regeln. Eine Kiindigung nach Absatz 2 wird
erst wirksam, wenn die Auseinandersetzungsverein-
barung vorliegt.“

12. Der bisherige § 7 wird § 12 und wird wie folgt gedndert:
a) In Absatz 2 wird folgender Satz angeftgt:

,Die gemeinsame Anstalt gilt mit dem Wirksamwer-
den der Kiindigung des zuletzt kiindigenden Vertrags-
partners als aufgelost.”

b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst:

,(3) Im Falle des Absatzes 2 gilt § 11 Absatz 4 Satz 2
entsprechend. Die Vertragspartner regeln die Uber-
nahme von Beamten und Versorgungsempfinger der
gemeinsamen Anstalt durch einen oder mehrere Ver-
tragspartner im Rahmen der Auseinandersetzungsver-
einbarung einvernehmlich, § 6 Absatz 5 ist entspre-
chend anzuwenden. Es gelten die Regelungen des

Fiir die Bundesrepublik Deutschland
Berlin, den 19. 3. 2019

Fiir das Land Baden-Wiirttemberg
Berlin, den 15. 3. 2019

Fiir den Freistaat Bayern
Berlin, den 15. 3. 2019

Fir das Land Berlin
Berlin, den 15. 3. 2019

Fir das Land Brandenburg
Berlin, den 15. 3. 2019

Fir die Freie Hansestadt Bremen
Berlin, den 15. 3. 2019

Fiir die Freie und Hansestadt Hamburg

Berlin, den 15. 3. 2019

Fiir das Land Hessen
Berlin, den 15. 3. 2019
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dritten Abschnitts des Beamtenstatusgesetzes und des
Hessischen Beamtengesetzes tiber den vollstindigen
Ubergang der Aufgaben einer Kérperschaft auf mehre-
re andere entsprechend. Die Vertragspartner sollen
den Tarifbeschéftigten (einschlieflich der Auszubil-
denden) der gemeinsamen Anstalt ein Ubernahmean-
gebot zu einem oder mehreren der Vertragspartner
stellen. Kiindigungen der Vertragspartner, die zur
Auflosung der gemeinsamen Anstalt nach Absatz 2
fiihren, werden erst wirksam, wenn die Auseinander-
setzungsvereinbarung vorliegt.”

c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort ,,Beteiligten” durch
das Wort ,Vertragspartner” ersetzt und wird jeweils
nach dem Wort ,Vertrages” sowie dem Wort ,,wider-
sprechen” ein Komma eingefuigt.

d) Folgender Absatz 5 wird angefugt:

,(5) Die nach § 2 des IT-Staatsvertrags in der Fas-
sung vom 1. April 2010 beim Bundesministerium des
Innern, fiir Bau und Heimat eingerichtete Geschéfts-
stelle wird bis zum 30. Juni 2020 fortgeftihrt. Danach
gehen die Aufgaben der Geschiftsstelle auf die ge-
meinsame Anstalt {iber. Die gemeinsame Anstalt tritt
insoweit in die Rechtsnachfolge ein.”

Artikel 2

Bekanntmachungserlaubnis

Der Bund und die Lander kénnen den Wortlaut des IT-
Staatsvertrags in der am Tag des Inkrafttretens nach Artikel 3
Absatz 1 Satz 1 geltenden Fassung im Bundesgesetzblatt und
in den jeweiligen Landesgesetzblittern bekannt machen.

Artikel 3
Inkrafttreten

(1) Dieser Staatsvertrag tritt am ersten Tag des Monats in
Kraft, der dem Monat folgt, in dem die letzte Ratifikationsur-
kunde bei der Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der
Ministerprasidentenkonferenz hinterlegt wurde. Sind bis zum
30. September 2019 nicht alle Ratifikationsurkunden bei der
Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Ministerpra-
sidentenkonferenz hinterlegt, wird dieser Staatsvertrag gegen-
standslos.

(2) Die Staats- oder Senatskanzlei des Vorsitzenden der Mi-
nisterprdsidentenkonferenz teilt Bund und Ldndern die Hin-
terlegung der Ratifikationsurkunden mit.

Horst Seehofer
Winfried Kretschmann
Markus Soder

Michael Miller

Dietmar Woidke

Carsten Sieling

Peter Tschentscher

Volker Bouffier
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Fir das Land Mecklenburg-Vorpommern

Berlin, den 21. 3. 2019

Fiir das Land Niedersachsen
Berlin, den 21. 3. 2019

Fur das Land Nordrhein-Westfalen

Berlin, den 21. 3. 2019

Fur das Land Rheinland-Pfalz
Berlin, den 15. 3. 2019

Fiir das Saarland
Berlin, den 15. 3. 2019

Fiir den Freistaat Sachsen
Berlin, den 15. 3. 2019

Fur das Land Sachsen-Anhalt
Berlin, den 15. 3. 2019

Fir das Land Schleswig-Holstein
Berlin, den 21. 3. 2019

Fir den Freistaat Thiringen
Berlin, den 21. 3. 2019

ManuelaSchwesig
Stephan Weil
ArminLaschet
MaluDreyer
TobiasHans

Michael Kretschmer
Reiner Haseloff
Daniel Ginther

BodoRamelow

147



Nds. GVBL. Nr. 9/2019, ausgegeben am 27. 6. 2019

Verordnung
iiber das Entfallen von Gerichtsgebiihren
bei auBbergerichtlicher Konfliktbeilegung

Vom 12. Juni 2019

Aufgrund des § 69 b des Gerichtskostengesetzes in der Fas-
sung vom 27. Februar 2014 (BGBI. I S. 154), zuletzt geédndert
durch Artikel 4 des Gesetzes vom 18. April 2019 (BGBI. IS. 466),
wird verordnet:

§1

Entfallen von Gerichtsgebithren
bei auflergerichtlicher Konfliktbeilegung

(1) Die von den Gerichten der Verwaltungs-, Finanz- und
Sozialgerichtsbarkeit sowie den Gerichten fiir Arbeitssachen
des Landes Niedersachsen nach dem Gerichtskostengesetz zu
erhebenden Verfahrensgebiihren nach den Nummern 5110,
5112, 5210, 5220, 6110, 6210, 7110, 7112 und 8210 entfallen,
wenn

1. die Voraussetzungen fir eine Gebithrenerméfligung nach
den Nummern 5111, 5113, 5211, 5221, 6111, 6211, 7111,
7113 und 8211 des Kostenverzeichnisses (Anlage 1 des
Gerichtskostengesetzes) gegeben sind,

2. das gesamte Verfahren nach einer Mediation oder nach ei-
nem anderen Verfahren der auflergerichtlichen Konflikt-
beilegung durch Zurticknahme der Klage oder des Antrags
beendet wird und

3. in der Klage- oder Antragsschrift mitgeteilt worden ist,
dass eine Mediation oder ein anderes Verfahren der aufler-

gerichtlichen Konfliktbeilegung unternommen wird oder
beabsichtigt ist, oder das Gericht den Parteien die Durch-
fihrung einer Mediation oder eines anderen Verfahrens
der auflergerichtlichen Konfliktbeilegung vorgeschlagen
hat.

(2) Absatz 1 gilt entsprechend fiir die in den Rechtsmittel-
ziigen von den Gerichten der Verwaltungs- und Sozialge-
richtsbarkeit sowie den Gerichten fiir Arbeitssachen des Lan-
des Niedersachsen zu erhebenden Verfahrensgebiihren; an
die Stelle der Klage- oder Antragsschrift tritt der Schriftsatz,
mit dem das Rechtsmittel eingelegt worden ist.

§2
Ubergangsregelung

Auf die Gebiithrenerhebung in Verfahren, die vor dem In-
krafttreten dieser Verordnung beendet worden sind, findet § 1
keine Anwendung.

§3

Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am 1. Juli 2019 in Kraft.

Hannover, den 12. Juni 2019

Die Niedersachsische Landesregierung

Weil
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Verordnung
zur Aufthebung von Verordnungen
nach dem Niedersichsischen Wassergesetz

Vom 16. Mai 2019

Aufgrund des § 60 Satz 1, des § 82 Satz 1 und des § 129
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 des Niedersichsischen Wassergesetzes
vom 19. Februar 2010 (Nds. GVBL. S. 64), zuletzt gedndert
durch Artikel 2 § 7 des Gesetzes vom 12. November 2015 (Nds.

GVBIL. S. 307), wird verordnet:

§1
Es werden aufgehoben:

. die Verordnung tiber die Entnahme von Wasser aus oberir-
dischen Gewdssern zum Zweck der Trinkwasserversorgung
vom 12. Mai 1997 (Nds. GVBL. S. 127), gedndert durch Ar-
tikel 2 § 14 des Gesetzes vom 12. November 2015 (Nds.
GVBL. S. 307),

. die Verordnung zur Verringerung der Gewdsserverschmut-
zung durch bestimmte gefdhrliche Stoffe vom 23. Februar
2001 (Nds. GVBL. S. 79), zuletzt gedndert durch Verord-
nung vom 29. November 2004 (Nds. GVBL. S. 558) und

. die Verordnung iiber Qualitdtsanforderungen an Fischge-
wisser und Muschelgewdésser vom 15. Mai 2007 (Nds. GVBL.
S. 189, 434).

§2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in

Kraft.

Hannover, den 16. Mai 2019

Niedersichsisches Ministerium fiir Umwelt,
Energie, Bauen und Klimaschutz

Lies

Minister
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Verordnung
zur Anderung der Verordnung
zur Durchfiithrung des Niedersichsischen Gesetzes
zur Ausfithrung des Zwolften Buchs

des Sozialgesetzbuchs

Vom 13. Juni 2019

Aufgrund des § 14 a Abs. 5 in Verbindung mit Abs. 1 Sétze 1

. . Ortlicher Triger Jahrlicher Jahrlicher
und 2 und Abs. 2 Satz 3 des Niedersdchsischen Gesetzes zur der Sozialhilfe Festbetrag fiir Festbetrag ab
Ausfiithrung des Zwsélften Buchs des Sozialgesetzbuchs vom das Jahr 2018 | dem Jahr 2019
16. Dezember 2004 (Nds. GVBL S. 644), zuletzt geindert — inEuro — — in Euro —
durch Gesetz vom 25. Oktober 2018 [NdS GVBL S. 222], wird Landkreis Harburg 879 522,37 879 522,37
verordnet:

Landkreis Heidekreis 201 259,54 152 266,97
Artikel 1 Landkreis Helmstedt 220681,43 | 250941,27
Die Anlage (zu § 13) der Verordnung zur Durchfithrung des Landkreis Hildesheim 740 825,67 943 808,51
Niedersdchsischen Gesetzes zur Ausfithrung des Zwolften . .
Buchs des Sozialgesetzbuchs vom 27. Juni 2011 (Nds. GVBL Landkreis Holzminden 340 041,71 31177381
S. 178), zuletzt gedndert durch Verordnung vom 29. August Landkreis Leer 358 921,97 358 921,97
2018 (Nds. GVBL. S. 178), erhilt folgende Fassung: Landkreis Liichow- 170 451,93 128 164,81
Dannenberg
»Anlage o
(zu § 13) Landkreis Liineburg 1536981,14 | 1760423,54
Landkreis Nienbur 563 753,89 508 632,01
Jahrliche Festbetrage (Weser) &
Ortlicher Triger Jéhrlicher Jéhrlicher Landkreis Northeim 303 094,93 336 364,75
der Sozialhilfe Festbetrag fiir Festbetrag ab
das Jahr 2018 dem Jahr 2019 Landkreis Oldenburg 150 692,48 178 168,23

— in Euro — — in Euro —

Stadt Oldenburg 415 771,09 415 771,09
Landkreis Ammerland 206 695,96 222 235,96 (Oldenburg)
Landkreis Aurich 356 087,86 356 087,86 Landkreis Osnabriick 640 566,98 678 083,00
Stadt Braunschweig 1306932,70 | 1411012,34 Stadt Osnabriick 947 823,82 947 823,82
Landkreis Celle 1198 011,86 | 1198 011,86 Landkreis Osterholz 62 219,20 62 219,20
Landkreis Cloppenburg 248 491,01 318 571,34 Landkreis Peine 390 468,01 355 461,20
Landkreis Cuxhaven 175 062,24 110 244,99 Landkreis Rotenburg 211 284,62 245 886,91
Stadt Delmenhorst 532 993,38 564 049,84 (Wiitmme)
Landkreis Diepholz 4162 952,18 | 4 162 952,18 Stadt Salzgitter 241 477,59 241 477,59
Stadt Emden 348 155,92 348 155,92 Landkreis Schaumburg 185 671,28 169 791,37
Landkreis Emsland 1102 898,38 | 1102 898,38 Landkreis Stade 138 770,04 126 290,21
Landkreis Friesland 212 151,00 200 655,72 Landkreis Uelzen 237 979,69 204 414,22
Landkreis Gifthorn 2554 027,77 2333 601,90 Landkreis Vechta 172 705,68 192 921,19
Landkreis Gottingen 1795028,15 | 1795 028,15 Landkreis Verden 143 467,24 171 883,00
Landkreis Goslar 166 685,91 | 166 685,91 Landkreis Wesermarsch 261085,84 | 281444,69
Landkreis Grafschaft 344927.80 | 425620,14 Stadt Wilhelmshaven 417 589,87 | 455561,70
Bentheim
Landkreis Hameln- 437 058,85 47459119 Landkreis Wittmund 147 221,41 147 221,41
Pyrmont Landkreis Wolfenbiittel 215 142,09 252 891,69
Region Hannover 6420 789,93 | 6777 825,62 Stadt Wolfsburg 366 163,81 325 474,70

Artikel 2
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Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 2019 in

Kraft.

Hannover, den 13. Juni 2019

Niedersichsisches Ministerium
fiir Soziales, Gesundheit und Gleichstellung

Reimann

Ministerin
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Verordnung
zur Anderung der Verordnung iiber Zustindigkeiten
auf den Gebieten der Kreislaufwirtschatft,
des Abfallrechts und des Bodenschutzrechts

Vom 13. Juni 2019

Aufgrund des § 42 Abs. 5 des Niedersdchsischen Abfallgeset-
zes in der Fassung vom 14. Juli 2003 (Nds. GVBL. S. 273), zuletzt
gedndert durch Artikel 3 § 20 des Gesetzes vom 20. Mai 2019
(Nds. GVBL. S. 88), wird verordnet:

Artikel 1

§ 2 der Verordnung tiber Zustédndigkeiten auf den Gebieten
der Kreislaufwirtschaft, des Abfallrechts und des Bodenschutz-
rechts vom 18. Dezember 1997 (Nds. GVBL. S. 557), zuletzt ge-
dndert durch Artikel 1 der Verordnung vom 4. Juni 2014 (Nds.
GVBL. S. 152), wird wie folgt gedndert:

1. In Nummer 7 wird am Ende der Punkt durch ein Komma
ersetzt.

2. Es wird die folgende Nummer 8 angeftigt:

,»8. die Genehmigung zum Betreiben eines Systems und
die tibrigen Mafinahmen nach § 18 des Verpackungs-
gesetzes (VerpackG) vom 5. Juli 2017 (BGBI. I S. 2234)
sowie die Uberwachung der Systembetreiber nach
§ 47 Abs. 1 bis 6 KtWG in Verbindung mit § 2 Abs. 2
Satz 2 VerpackG hinsichtlich der Einhaltung des § 7
Abs. 6 VerpackG.“

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 13. Juni 2019

Niedersichsisches Ministerium
fiir Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

Lies

Minister
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Verordnung

zur Anderung der Niedersichsischen
Gliicksspielverordnung

Vom 19. Juni 2019
Aufgrund des § 24 Satz 1 Nrn. 1, 2, 4 und 5 des Niederséch-
sischen Gliicksspielgesetzes vom 17. Dezember 2007 (Nds.

GVBL. S. 756), zuletzt gedndert durch Artikel 8 des Gesetzes
vom 15. Dezember 2016 (Nds. GVBL. S. 301), wird verordnet:

Artikel 1

In § 6 Abs. 1 der Niedersdchsischen Gliicksspielverordnung
vom 27. Mai 2013 (Nds. GVBL. S. 118) werden die Worte ,,und
mit Ablauf des 30. Juni 2019 auf8er Kraft” gestrichen.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Verkiindung in
Kraft.

Hannover, den 19. Juni 2019

Niedersichsisches Ministerium
fiir Inneres und Sport

Pistorius

Minister
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Bekanntmachung
iiber die Hohe der Grundentschidigung
und der Aufwandsentschidigung
der Abgeordneten ab dem 1. Juli 2019

Aufgrund des § 6 Abs. 4 Satz 6 und des § 7 Abs. 1 a Satz 3
des Niedersdchsischen Abgeordnetengesetzes (NAbgG) in der
Fassung vom 20. Juni 2000 (Nds. GVBL. S. 129), zuletzt gedn-
dert durch Gesetz vom 19. Juni 2019 (Nds. GVBL. S. 113), wird
Folgendes bekannt gemacht:

Nach § 6 Abs. 4 Sitze 1 und 5 NAbgG wird die Grundentsché-
digung jeweils zum 1. Juli eines Jahres an die Einkommens-
entwicklung angepasst, wenn der Landtag die Anpassung be-
stétigt. Nach § 7 Abs. 1 a Sétze 1 und 3 NAbgG in Verbindung
mit § 6 Abs. 4 Satz 5 NAbgG wird die Aufwandsentschiddigung
nach § 7 Abs. 1 Satz 1 NAbgG jeweils zum 1. Juli eines Jahres
an die Preisentwicklung angepasst, wenn der Landtag die An-
passung bestétigt.

Das Landesamt far Statistik Niedersachsen hat der Prési-
dentin des Landtages nach § 6 Abs. 4 Satz 3 NAbgG mitgeteilt,
dass sich der fir die Anpassung der Grundentschidigung
nach § 6 Abs. 4 Satz 2 NAbgG zugrunde zu legende Nominal-
lohnindex fir Niedersachsen im Jahr 2018 gegeniiber dem
Vorjahr um 2,9 % erhoht hat und dass sich die fir die Anpas-
sung der Aufwandsentschddigung nach § 7 Abs. 1 a Satz 2
NAbgG zugrunde zu legenden Preise in Niedersachsen im
Jahr 2018 gegeniiber dem Vorjahr um 1,5 % erhcht haben.
Der Landtag hat mit Beschluss vom 18. Juni 2019 die daraus
folgende Anpassung der Grundentschidigung um 2,9 % und
die daraus folgende Anpassung der Aufwandsentschidigung
um 1,5 % bestatigt.

Ab dem 1. Juli 2019 betrdgt die Grundentschadigung der
Abgeordneten nach § 6 Abs. 1 NAbgG damit 7 175,52 Euro
und die Aufwandsentschddigung nach § 7 Abs. 1 Satz 1 NAbgG
1 456,95 Euro.

Hannover, den 19. Juni 2019
Die Prisidentin des Niedersichsischen Landtages

Gabriele Andretta

Herausgegeben von der Niedersédchsischen Staatskanzlei

Verlag: Schliitersche Verlagsgesellschaft mbH & Co. KG, Hans-Bockler-Allee 7, 30173 Hannover; Postanschrift: 30130 Hannover, Telefon 0511 8550-0,
Telefax 0511 8550-2400. Druck: Umweltdruckhaus Hannover GmbH, Langenhagen. Erscheint nach Bedarf. Laufender Bezug und Einzelstiicke
konnen durch den Verlag bezogen werden. Bezugspreis pro Jahr 56,30 € (einschlielich 3,68 € Mehrwertsteuer und einschliefilich 9,20 € Portokosten-
anteil). Bezugskiindigung kann nur 6 Wochen vor Jahresende schriftlich erfolgen. Einzelnummer je angefangene 8 Seiten 1,05 €. ISSN 0341-3497.
Abonnementservice Christian Engelmann, Telefon 0511 8550-2424, Telefax 0511 8550-2405

Einzelverkaufspreis dieser Ausgabe 6,30 € einschlieflich Mehrwertsteuer zuziiglich Versandkosten

153



AAAAA



AAAAA



Lieferbar ab April 2019

Einbanddecke inklusive CD

Fiinf Jahrgange
handlich
auf einer CD!

Jahrgdnge 2014 bis 2018:
® Nds. Ministerialblatt

; ® Nds. Gesetz- und
Niedersiichsisches Verordnungsblatt

Gesetz- und gﬁll'gfdlllHInglatt : Die optimale Archivierung
erganzend zur Einbanddecke.

L e
L

— Niedersichsisches Gesetz- und Verordnungsblatt 2018
inklusive CD nur € 21,— zzgl. Versandkosten

— Einbanddecke Niedersichsisches Ministerialblatt 2018
inklusive CD nur € 21,— zzgl. Versandkosten

A R G ALV LI schlUtersche



	Inhalt GVBl. Nr. 09 vom 27. Juni 2019
	Gesetz zur Stärkung von Zukunftsinvestitionen und Zukunftsvorsorge
	Gesetz zur Änderung des Niedersächsischen Abgeordnetengesetzes
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